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1. Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches

Der raumliche Geltungsbereich umfasst eine Flache von ca. 15 ha. zwischen
Ravensbergweg im Norden, Am Plantagenhaus im Osten, Am Forsteracker und
Hasensprung im Siden und Am Wald im Westen des Gebietes der Siedlung
Eigenheim. Die Lage des Plangebietes ist im beigefligten Kartenausschnitt dargestellt.
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2. Anlass und Erfordernis der Planaufstellung

Anlass fur die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 25 sind Vorbescheidsantrage und
Bauantrage fur Wohngebaude im Gebiet der Siedlung Eigenheim, die aufgrund des
bestehenden Planungsrechtes nach 8§ 34 des Baugesetzbuches (BauGB) nicht oder nur zum
Teil positiv beschieden werden kénnen. Das bestehende Planungsrecht erméglicht zwar eine
SchlieBung bestehender Baulicken, lasst aber eine Bebauung im rickwartigen
Grundstucksteil in der Regel nicht zu. Gleichzeitig besteht durch diese Genehmigungspraxis
die Gefahr, dass unkoordinierte Einzelentscheidungen zu stadtebaulich unerwinschten
Situationen fuhren kdonnten und den Charakter der Siedlung somit nachhaltig verandern.
Angesichts des dringenden Wohnbedarfes in Potsdam ist die Schaffung neuen Wohnraums
unbedingt erforderlich. Erklartes Ziel der Potsdamer Stadtplanung ist es, die zusatzlichen
Flachen fir den Wohnungsbau vornehmlich in bereits besiedelten Bereichen zu entwickeln,
um Baulandpotentiale schneller mobilisieren zu kénnen, eine Zersiedlung der Landschaft zu
begrenzen und Erschliel3ungs- sowie Folgekosten einzusparen.

Unter Berilicksichtigung dieser Zielsetzung bietet sich eine Verdichtung der verkehrsgtinstig
gelegenen und nur mit einer geringen Dichte bebauten Eigenheimsiedlung am
Ravensbergweg an. Wegen der grof3en Grundstiickstiefen besitzt diese Siedlung ginstige
Voraussetzungen fiir eine zusatzliche Verdichtung, die durch eine Bebauung in zweiter
Reihe erfolgen konnte. Der Bebauungsplan soll hierfir die entsprechende planerische
Grundlage schaffen.

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan fur das Gebiet der Siedlung Eigenheim ist
bereits im Dezember 1992 gefasst worden. Zum Bebauungsplan-Entwurf Nr. 25
.Eigenheimsiedlung Ravensbergweg“ wurde fur den Teilbereich 1 vom 28.11.1996 bis zum
10.01.1997 die offentliche Auslegung durchgefuhrt. Im Rahmen der Birgerbeteiligung
waren in erheblichem Umfang vor allem Bedenken gegen mogliche ErschlielBungskosten
vorgebracht worden. Ein Abwagungsbeschluss erfolgte in der
Stadtverordnetenversammlung am 03.09.1997. Das Planverfahren konnte seinerzeit wegen
Unklarheiten zu einer Altlast nicht weitergefiihrt werden.

Wegen des hohen Baudrucks sollte dann zunachst fir das nérdliche Gebiet im Bereich
Damaschkeweg der Bebauungsplan bearbeitet und fertiggestellt werden. Dazu ist mit
Beschluss der Stadtverordnetenversammliung vom 13.2.2000 der Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 25 ,Eigenheimsiedlung Ravensbergweg” in drei Teile geteilt worden:
25-1 ,Hegemeisterweg”, 25-2 ,Damaschkeweg" und 25-3 ,Forsteracker”.

Ein grol3er Teil der historischen Siedlung Eigenheim ist mittlerweile in der zweiten Reihe
bebaut worden. Planungsrechtliche Grundlage dafir ist der § 34 des Baugesetzbuchs sowie
im entsprechenden Teilbereich der inzwischen rechtsgiltige Bebauungsplan Nr. 25-2
,Damaschkeweg®. Beurteilungsgrundlage fir die Planung und die Zulassigkeit der
Bauvorhaben war in beiden Féllen der vorhandene Bestand.

Aufgrund eines Widerspruchs zu einem Bauvorhaben im Teilbereich des Bebauungsplans
25-1 ,Hegemeisterweg“ ist eine erneute Diskussion auch in den politischen Gremien uber
die Vertraglichkeit des MalRes der Bebauung entstanden und der Wunsch geauf3ert worden,
den Bebauungsplan zu prazisieren und fortzuftihren.

Anlass fur eine Wiederaufnahme des Planverfahrens zum Teilbebauungsplan Nr. 25-1 sind
die Beschlisse der Stadtverordnetenversammlung DS 07/SVV/0553 ,Eigenheimsiedlung
am Ravensbergweg“ vom 10.10.2007 sowie DS 08/SVV/1021 ,Hegemeisterweg" vom
28.1.20009.
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Der Bebauungsplan wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB erstellt. Die
Voraussetzungen dafir sind gegeben, weil die Planung in einem Bereich nach § 34 BauGB
liegt und der sich aus der vorhandenen Eigenart der naheren Umgebung ergebende
Zulassigkeitsmalistab nicht wesentlich veréndert wird. Es sollen lediglich stadtebaulich
ordnende Malinahmen festgesetzt werden.

3 Ausgangssituation

3.1 Stadtraumliche Einbindung

Die Siedlung Eigenheim befindet sich im sidostlichen Stadtgebiet von Potsdam, die
Entfernung zur Innenstadt betrdgt rund 3,0 km. Aufgrund seiner unmittelbaren Nahe zum
angrenzenden Potsdamer Forst sowie der stadthahen und verkehrsginstigen Lage an der
Heinrich-Mann-Allee besitzt das Plangebiet eine besondere Standortgunst.

Die in sich geschlossene Eigenheimsiedlung lasst sich nach auf3en klar abgrenzen. Eine
stadtrdumliche Barriere nach Osten besteht durch die stark befahrene Heinrich-Mann-Allee
sowie die parallel verlaufende StraBenbahntrasse. Ostlich dieser AusfallstraRe befindet sich
im nordlichen Bereich ein heterogener, teilweise gewerblich genutzter Bereich, nach Siden
folgen Zeilenbauten der Vorkriegszeit und eine Doppelhaussiedlung der Nachkriegszeit.
Sudlich der Eigenheimsiedlung, getrennt durch einen vorgelagerten Waldstreifen, befindet
sich die Waldstadt IlI, eine Wohnsiedlung im Stil der 70er Jahre, mit bis zu
funfzehngeschossigen Wohnhdusern. Den westlichen Rand der Siedlung markiert das
Waldgebiet des Potsdamer Forstes. Nordlich schlie3t sich die Siedlung, "Am Brunnen" an,
die zwischen 1924 und 1930 durch den Beamtenwohnungsverein errichtet wurde. Sie weist
eine aufgelockerte in sich zusammenhangende Bebauung mit freien Blockinnenbereichen
auf. Der Ubergangsbereich zwischen dieser denkmalgeschitzten Siedlung und dem
Eigenheimsiedlungsgebiet besteht aus einem Waldstreifen, der durch drei fiinfgeschossige
Wohnhauser teilweise unterbrochen wird.

Das Plangebiet selbst befindet sich im stdwestlichen Bereich der Eigenheimsiedlung. Im
Norden, Osten und Siden grenzt das Plangebiet an Baubltcke der Ubrigen, gleichartig
strukturierten Eigenheimsiedlung an. Im Westen wird das Plangebiet durch Waldflachen des
Potsdamer Forstes begrenzt.

3.2 Historische Entwicklung

Die Heinrich-Mann-Allee, ehemals Saarmunder Stral3e, ist die historische Verbindungsstrale
zwischen Potsdam und Saarmund. Die westlich dieser Stral3e gelegenen Flachen waren bis

Anfang des letzten Jahrhunderts reines Waldgebiet. Siidlich des Plangebietes, im Bereich
der heutigen Waldstadt Il wurde Anfang des 18. Jahrhunderts eine Maulbeerplantage
angelegt, die offenbar bereits Anfang des letzten Jahrhunderts wieder aufgegeben wurde.
Auf diese Nutzung weist noch heute die Siedlungsstrale Am Plantagenhaus hin.

Mit dem Bau der Siedlung Eigenheim wurde in den 20er Jahren des vorigen Jahrhunderts
begonnen. Um den zu dieser Zeit besonders angespannten Wohnungsmarkt zu entlasten,
wurde neben dem Genossenschaftsbau auch der Bau von Eigenheimen in Eigeninitiative
gefordert, mit  der  Zielsetzung, auch den  weniger einkommensstarken
Bevolkerungsschichten den Erwerb von Grund und Boden am Stadtrand zu erleichtern. Die
Entwicklung der Siedlung Eigenheim geht unmittelbar auf die Initiative Adolf Damschkes
zurlick, der von 1898 bis 1935 Vorsitzender des Bundes Deutscher Bodenreformer war. Die
Bodenreformer entwickelten das Konzept der "Bodenvorratswirtschaft”, das den Kommunen
empfahl, preiswerten Boden zu erwerben, um diesen, unter den Bedingungen des
Vorkaufsrechtes fir die Kommune oder auf Grundlage von Erbbaurechten, an sozial
Bedurftige zu verkaufen. Die grof3zugige Parzellierung der Grundstiicke sollte eine teilweise
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Selbstversorgung durch Nutzgéarten erméglichen. Diesem Grundgedanken entsprechend
wurde in jedem Garten ein Walnussbaum gepflanzt, viele dieser Baume stehen heute noch.
Der Selbstversorgungscharakter ist immer noch erkennbar, auch wenn die Mehrzahl der
Garten inzwischen eher der Erholung dient. Auch die Bebauungsstruktur, die durch
eineinhalb- bis zweieinhalbgeschossige Einzel- und Doppelhduser unterschiedlicher
Bauweise gepragt wird, ist im Wesentlichen erhalten geblieben. Die neueren Gebé&ude fligen
sich in die vorhandene Struktur ein, ohne jedoch die gestalterischen Qualitaten der alteren
Gebéude zu erreichen.

3.3 Bebauungsstruktur

Die Bebauungsstruktur des Plangebietes entspricht der Struktur der gesamten
Eigenheimsiedlung und wird durch eine offene, gering verdichtete Bauweise
(durchschnittliche GFZ 0,14) gepragt. Die Stral3en teilen das Plangebiet in 4 Blocke mit
tiberwiegend schmalen, langgestreckten Grundstiicken (durchschnittliche Grundstiicksgrol3e
1.250 m2).

Die Tiefe der Grundstiicke betragt in der Regel 60 bis 70 m, die Ubliche Breite zwischen 16
und 20 m. Die MaBRe der Grundstiicke am Ravensbergweg sowie einiger Eckgrundstiicke
unterscheiden sich mit ihren nahezu quadratischen Zuschnitten von den Ubrigen
Grundsticken. Die Grundstickstiefen liegen hier zwischen 35 und 50 m, die
Grundstucksbreiten zwischen 30 und 35 m, die resultierenden Grundstucksgrof3en erreichen
1.200 bis 1.500 mz.

Nur wenige Grundstiicke sind noch unbebaut oder werden lediglich géartnerisch genutzt. Die
meisten Grundstiicke sind durch Einzelhduser oder Doppelhduser bebaut. Grundstiicke, auf
denen sich mehr als ein Wohngebaude befindet oder die bereits in ein vorderes und ein
hinteres Grundstiick aufgeteilt worden sind, stellen bisher noch die Ausnahme dar. Haufig
erganzen Garagen, Schuppen und sonstige Nebengebéaude, die oft ungeordnet auf den
Grundstticken errichtet wurden, die vorhandene Bebauung.

Die Gebaude befinden sich zumeist auf dem straf3enseitigen (vorderen) Grundstticksteil mit
in der Regel 5 m tiefen Vorgarten, zum Teil sind die Gebaude jedoch auch in weitaus
groReren Abstanden zur Strafe errichtet worden. Eine einheitliche Bauflucht ist nicht
vorhanden. Die Gebadude stehen sowohl trauf- als, auch giebelsténdig zur Straf3e. Die Hohe
der Wohngebaude liegt zwischen einem Geschoss ohne nutzbares Dach und zwei
Geschossen mit nutzbarem Dach, wobei die eineinhalbgeschossigen Gebaude (35 %) und
die zweigeschossigen Gebdude (50 %) deutlich dominieren. Es Uberwiegen die
Einzelhduser, Doppelhduser sind die Ausnahme. Die L&nge der Einzelhduser betragt
zumeist 9 bis 11 m, in Ausnahmeféllen bis zu 13 m, das langste Doppelhaus hat eine Lange
von 24 m. Die Haustiefen liegen zwischen 8 und 13 m, in Ausnahmeféllen werden
Haustiefen von 16 m erreicht. Die Dachformen und Dachneigungen variieren, ermoglichen
aber Uberwiegend eine Nutzung des Dachraumes. Es finden sich vor allem Satteldacher,
aber auch Tonnen- und Zeltdacher, in Einzelfallen Walm- und Krippelwalmdéacher. Die
Fassaden sind grof3tenteils Putzfassaden.

3.4 Nutzungsstruktur

Die Geb&ude im gesamten Plangebiet werden in der Regel zum Wohnen genutzt. Die
groRen Garten dienen hauptséchlich der Erholung, zum Teil werden sie jedoch auch noch
als Nutzgarten bewirtschaftet. Urspringlich entsprach die Nutzungsstruktur des
Siedlungsgebietes einem  "Reinen  Wohngebiet* im Sinne des § 3 der
Baunutzungsverordnung (BauNVO). Insbesondere nach 1990 haben sich jedoch einige
kleinere Gewerbebetriebe im Plangebiet angesiedelt, so dass der reale Nutzungscharakter
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sich in Teilbereichen in Richtung "Allgemeines Wohngebiet" im Sinne des § 4 der Bau NVO
entwickelt.

Von den im Plangebiet gewerblich genutzten Grundstiicken gehen keine Stérungen aus. Die
meisten kdnnen als wohnvertraglich bezeichnet werden.

35 Gemeinbedarfseinrichtungen

Kindertagesstatten

Innerhalb des Geltungsbereiches auf dem Grundstiick Am Plantagenhaus 11 existiert ein
von einem privaten Trager (Auferstehungskirche) betriebener Kindergarten mit zurzeit 45
Platzen. Diese  Einrichtung deckt den derzeit vorhandenen Bedarf an
Kinderbetreuungseinrichtungen ab.

Schulen

Fur die Grundschulversorgung stehen im Wohngebiet neben der Internationalen Schule in
freier Tragerschaft Schulen in umgebenden Stadtgebieten zur Verfliigung.

Die Beschulung an weiterfiihrenden Schulen ist gemaRd Schulentwicklungsplan bis 2015 im
Stadtgebiet abgesichert.

Kinderspielplatze

Die Versorgung mit Spielplatzen fir Kinder unter 10 Jahren und fur Kinder unter 6 Jahren
wird durch den rund 1.200 m2 grof3en, nahe des Plangebietes gelegenen Spielplatz am
Ravensbergweg z.Zt. noch erfiillt.

3.6 Grin-und Freiflachen

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine offentlichen Griinanlagen. Rein rechnerisch
werden die Versorgungsrichtwerte fir wohnungsnahes Grin nicht erfillt.

Das sudlich an den Geltungsbereich angrenzende Ravensberggestell mit Begleitgriin erfullt
aber fir gro3e Teile des Plangebietes die Funktion einer wohnungsnahen Griinanlage. In
Verbindung mit dem Waldstadtpark steht auch eine siedlungsnahe Grinanlage zur
Verfligung.

Fur Erholungssuchende aus dem Siedlungsgebiet sowie aulRerhalb des Siedlungsgebietes
erfillt auch der westlich des Plangebietes gelegene Forst eine wichtige Erholungsfunktion,
so dass sich die dargestellte Versorgungsliicke stark relativiert.

Die wichtigste Erholungsfunktion innerhalb des Plangebietes erfillen jedoch die privaten
Garten, die aufgrund der ruhigen Siedlungslage und dem groRRzligigen Zuschnitt der
Grundstuicke einen wesentlichen Beitrag zur Steigerung der Lebensqualitat leisten.

3.7 Natur und Landschaft

Geologie, Boden

Das Plangebiet liegt am Rand der Nutheniederung mit H6hen von ca. 35,5 m tber NN und
steigt nach Westen hin zur Potsdamer Heide bis 47,5 m Gber NN an. Im Untergrund befinden
sich eiszeitliche Ablagerungen von Geschiebemergel der Grundmorane, die von Talsanden
Uberdeckt sind. Diese Sande bilden das Ausgangsmaterial fir die Bodenbildung;
entsprechend herrschen mineralische Béden mit relativ geringen Humusanteilen vor. Durch
Siedlungstétigkeit und géartnerische Nutzung sind die Béden stark anthropogen tberformt.

Von erheblichen Bodenverunreinigungen ist vor allem im Bereich des Grundstiicks Am
Plantagenhaus 1 aufgrund der friheren gewerblichen Nutzung als Batterieladestation und
Autolackiererei auszugehen (Altlastenverdacht).
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Wasserhaushalt

Der Grundwasserflurabstand liegt im 6stlichen Teil des Geltungsbereichs bei 2,0 bis 5,0 m,
im westlichen Teil bei 5,0 bis 10,0 m. Die sandigen Bdden weisen eine hohe
Wasserdurchlassigkeit und geringe Wasserspeicherkapazitat auf. Das oberflachennahe
Grundwasser ist aufgrund der geringen Speicherkapazitdt der anstehenden Talsande nur
ungenigend vor Verunreinigungen geschitzt, so dass dem Grundwasserschutz eine
besondere Bedeutung zuféllt. Oberflachengewasser sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Klima, Luft

Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des ostdeutschen Binnenlandklimas mit geringen
Niederschlagen von durchschnittlich 571 mm/ Jahr, einer mittleren Lufttemperatur von 8,5°C
und vorherrschender sudwestlicher Windrichtung. Die Randlage zum Wald wirkt sich
ausgleichend auf die Temperaturen aus; ebenso wird die Frischluftzufuhr dadurch
begunstigt.

Pflanzen und Tiere

Die Biotoptypenstruktur (Zahlencodierung gemal Kartieranleitung der Biotopkartierung
Brandenburg) stellt sich im Plangebiet wie folgt dar: An Siedlungsbiotopen sind im
Plangebiet vornehmlich Einzelhausbebauung (12260), Kleinsiedlungsstrukturen (12280) und
Verkehrsflachen (12600) vorhanden. Die Stral3en weisen z.T. Begleitgriin, bestehend aus
Baumreihen (07142) sowie Solitarbaumen und Baumgruppen (07150) auf. Die in das
Plangebiet hineinreichenden Forstflaichen westlich der Strale Am Wald sind als
Eichenmischwalder bodensaurer Standorte (08190) anzusprechen.

Die Biotoptypenstruktur im Plangebiet ist vor allem fir Végel von Bedeutung, insbesondere
fur Arten aus den Gruppen der Busch- und Baumbruter sowie der Ho6hlen- und
Nischenbriter. Daneben ist das Plangebiet insbesondere auch Lebensraum fir
Fledermausarten, die hier geeignete Jagdhabitate und Quartiersstandorte vorfinden.

Landschaftsbild

Das Landschaftsbild der Eigenheimsiedlung wird durch lockere Einzelhausbebauung und
grof3ziigige Gartenflachen mit umfangreichen Gehdlzbestédnden gepragt. Charaktergebend
ist auch die Waldrandlage. Ravensbergweg, Hegemeisterweg und Hasensprung binden
direkt an Forstwege an, die das Waldgebiet fur Erholungszwecke erschlie3en. Neben dem
Waldsaum entlang der StraRe Am Wald haben vor allem auch die Stral3enbaumbestande
des Ravensbergweges gliedernde Funktion.

Das Wohngebiet ist stark durchgriint mit Ziergeholzen, Uberwiegend Koniferen, sowie mit
Obstgehdlzen. Vereinzelt sind auch gro3kronige Laubbdume auf den Grundstiicken
vorhanden.

Die engen Stral3enrdume weisen keine Baumbestande auf. Lediglich der Ravensbergweg,
der die Nordgrenze des Plangebiets darstellt, wird beidseitig von Birken gesaumt, die den
StraRencharakter pragen. Ebenso ortsbildbestimmend ist eine mit Baumpflanzungen
gestaltete, platzartige Aufweitung des StralRenraums im Bereich des Zusammentreffens von
Heidereiterweg, Forsteracker und Hasensprung. Der sidliche Teil der Platzsituation wird von
einer méchtigen Stieleiche mit Uber 3 m Stammumfang eingenommen.

Das nach Westen hin aufsteigende Gelande des Plangebiets wird wesentlich auch durch die
Waldrandlage gepragt. Die Grenze zwischen Wohngebiet und Wald besteht aus einem
unbefestigten Waldweg, der von den Kronen randstandiger Eichen des Waldbestands
uberschirmt wird.
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3.8 Verkehrliche Erschlie3ung

Das Plangebiet liegt innenstadtnah (3 km) an der Heinrich-Mann-Allee, einer Ausfallstral3e
nach Siddosten in Richtung Saarmund. In Verlangerung der WaldstraRe gelangt man tber
den Horstweg nach Babelsberg, wahrend man Uber die Nuthe-SchnellstraRe nach Teltow
und zum Autobahnanschluss an die A 12 gelangt. Die verkehrliche ErschlieRung erfolgt von
der Heinrich-Mann-Allee tber den weiter nordlich gelegenen Verknipfungspunkt Horstweg
oder den weiter sidlich gelegenen Knotenpunkt Drewitzer StrafRe. Zur nordlich
anschlie3enden Siedlung "Am Brunnen" stellt der Heidereiterweg die Verbindung her. Nach
Siden, zur Waldstadt Il, besteht keine direkte StralRenanbindung.

Die Grundstiicke innerhalb des Plangebietes sind durch offentliche StraRen erschlossen, bei
rickwartigen Grundstlicken ist die ErschlieBung rechtlich gesichert. Gemal § 246 Abs. 4
BauGB sind die vorhandenen StralRen im Plangebiet endgiltig hergestellt. Das heif3t, dass
sie den ortlichen Ausbaugepflogenheiten entsprechend fertiggestellt sind. Einen Sonderfall
stellt der Waldweg im westlichen Plangebiet dar. Wahrend die Wohngebéude in dem Block
zwischen Vogelsang und Wald hauptsachlich Uber den Vogelsang erschlossen werden,
wurden in der Vergangenheit auf einigen riickwartigen Grundstiicksbereichen Garagen und-
Wohnhauser errichtet, die nur Uber den unbefestigten, jedoch offentlich gewidmeten Weg
Am Wald angefahren werden kénnen. Durch die Nutzung des Waldweges am 11.6.92
(Inkrafttreten des Brandenburger StralRengesetzes, BbgStrG) als 6ffentliche Stral3e gilt diese
nach dem § 48 Abs. 7 BbgStrG als gewidmete Verkehrsflache.

Die offentlichen Stralen des Plangebietes weisen unterschiedliche Breiten und
Ausbaustandards auf. Die Straf3enbreiten liegen zwischen 6,5 m und 12,0 m. Die 5,0 bis 6,0
m breiten Fahrbahnen sind in der Regel asphaltiert, lediglich kurze Teilstliicke des
Ravensbergweges sind gepflastert, die Strale Am Forsteracker ist mit Betonplatten
befestigt. Die zumeist schmalen Gehwege sind zum grof3en Teil nur einseitig angelegt,
haufig sind sie unbefestigt oder mit Betonplatten belegt.

Das Plangebiet ist Uber die StraRenbahnlinien 91 (Bahnhof Rehbriicke <> Bahnhof
Pirschheide) und 93 (Bahnhof Rehbriicke <> Glienicker Briicke) sowie tber die Buslinie 611
(Potsdam Hauptbahnhof <> Bhf Saarmund) sehr gut an das OPNV- Netz angebunden. Die
gemeinsame Haltestelle (,Eduard-Claudius-Stra3e / Heinrich-Mann-Alllee*) dieser Linien
befindet sich in unmittelbarer Nahe des Plangebietes in Hohe des Knotenpunktes Heinrich-
Mann-Allee / Drewitzer StralBe. 400 m nordlich davon befindet sich die gemeinsame
Haltestelle (,Magnus-Zeller-Platz*) der vier Stral3enbahnlinien 92 (Bornstedt, Kirschallee <>
Kirchsteigfeld, Marie-Juchacz-Str.), 96 (Bornstedter Feld, Viereckremise <> Kirchsteigfeld,
Marie-Juchacz-Str.), 98 (Bhf Pirschheide <> Kirchsteigfeld, Marie-Juchacz-Str.) und 99
(Babelsberg, Fontanestr. <> S Hauptbahnhof <> Kirchsteigfeld, Marie-Juchacz-Str.). 100 m
ostlich der "Siedlungshaltestelle" besteht eine Haltestelle (Eduard-Claudius-Str. / Drewitzer
Straf3e) der Buslinie 693 (KiusselstralRe <> Bahnhof Rehbriicke).

Der Potsdamer Hauptbahnhof mit Fern-, Regional- und S-Bahnanbindung liegt rund 2,5 km
ndrdlich des Plangebietes und ist durch die Bus- und Stral3enbahnlinien gut erreichbar. 2 km
sudlich befindet sich der Regionalbahnhof Rehbriicke, der ebenfalls durch Bus- und
StralRenbahnlinien gut erreichbar ist.

3.9  Ver- und Entsorgung

Versorgungsleitungen fur Trinkwasser, Elektrizitat, Gas und Telefon sind nach Auskunft der
zustandigen Versorgungsunternehmen im Plangebiet in ausreichender Kapazitat vorhanden.
Die Schmutzwasserkanalisation ist in Teilen erneuerungsbeduirftig. Da im Plangebiet
lediglich im Ravensbergweg Regenwasserkanalisation vorhanden ist, empfiehlt die Energie
und Wasser GmbH Potsdam das Niederschlagswasser weitgehend auf den Grundstiicken
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versickern zu lassen. Das entspricht auch den Regelungen des Wassergesetzes vom Land
Brandenburg.

3.10 Eigentumsverhaltnisse

Die Eigentumsverhaltnisse sind entsprechend der Parzellierung kleinteilig strukturiert. Bis auf
wenige Grundstlicke, von denen jeweils zwei im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam,
der Kirche und der Gewoba sind, befinden sich alle Grundstiicke in Privateigentum. Die
meisten Grundsticke sind gleichzeitig auch im Eigentum der Bewohner, der Anteil der Mieter
ist daher relativ gering. Bei einigen Grundstiicken kam es zu einer Rickfiihrung an
Alteigentiimer und in Folge zur Grundsticksteilung und Verauf3erung, verbunden mit einer
rackwartigen Bebauung.

Die offentlichen StraRen im Geltungsbereich befinden sich im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam.

3.11 Planungsrechtliche Situation

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles. Da ein
verbindlicher Bauleitplan bislang nicht vorliegt, regelt 8 34 Baugesetzbuch (BauGB) die
Zulassigkeit von Vorhaben. Bei der Beurteilung eines Bauantrages nach § 34 BauGB wird
insbesondere auf die Einfugung in die nahere Umgebung geachtet. Auf Grund dieser
Rechtslage kann in der Regel nur eine SchlieBung bestehender Baullicken in vorderer Reihe
zugelassen werden. Als Bebauungsform kommen kleinere Einzel- und Doppelhauser mit
maximal zwei Geschossen zusatzlich eines ausgebauten Dachgeschosses in Betracht.

Die genehmigten Vorhaben entsprechen im Wesentlichen den geplanten Festsetzungen des
Bebauungsplans.

4 Planungsbindungen

4.1 Landes-und regionalplanerische Vorgaben

Die rechtlichen Grundlagen der Planung im Sinne des & 3 ROG ergeben sich aus dem
Landesentwicklungsprogramm LEPro 2007 vom 18.12.2007 sowie aus der Verordnung utber
den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg LEP B-B vom 31.03.2009.

Als Ziele und Grundséatze der Raumordnung wurden folgende Inhalte benannt:

- Grundséatze aus § 5 Abs. 1-3 LEPro 2007: vorrangige Siedlungsentwicklung innerhalb
raumordnerisch  festgelegter  Siedlungsbereiche; Vorrang von Innen- vor
AulRenentwicklung, Erhalt und Umgestaltung des baulichen Bestandes sowie Prioritét
der Reaktivierung von Siedlungsbrachflachen; Entwicklung verkehrssparender
Siedlungsstrukturen.

- Ziel 45 Abs. 1 Nr. 2 LEP B-B: Entwicklung von Wohnsiedlungsflachen im in der
Festlegungskarte 1 festgelegten Gestaltungsraum Siedlung.

- Grundsatz 4.1. LEP B-B: Siedlungsentwicklung vorrangig unter Nutzung bisher nicht
ausgeschopfter Entwicklungspotenziale und vorhandener Infrastruktur innerhalb
vorhandener Siedlungsgebiete, raumliche Zuordnung und ausgewogene Entwicklung
der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung.

Nach der Festlegungskarte 1 des LEP B-B fiur die Entwicklung von Siedlungsflachen liegt
das Plangebiet innerhalb des Gestaltungsraums Siedlung.
Entsprechend den Zielen und Grundsatze der Raumordnung ist der Bebauungsplan diesen
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angepasst und entspricht den hier relevanten Grundsatzen der Raumordnung. Dies ist durch
die landesplanerische Stellungnahme zur Bebauungsplanung bestatigt worden.

Ziele und Grundsatze der Regionalplanung fir die Region Havelland- Flaming liegen bis
auf weiteres nicht vor.

Das Plangebiet liegt im ,Vorzugsraum Siedlung” des Arbeitsentwurfes des integrierten
Regionalplans 2020 der Region Havelland- Flaming. In den ,Vorzugsraumen Siedlung*
sollen vorrangig Bestandgebiete verdichtet und dem Bedarf entsprechend neue, dem
Wohnen dienende Bauflachen konzentriert werden. Die beabsichtigte Innenentwicklung
unterstitzt dieses regionalplanerische Entwicklungsziel.

Die Umsetzung des Planes tragt auch zur Starkung des raumlichen Funktionsschwerpunktes
Oberzentrum bei.

Die Planung steht mit den gegenwartigen regionalplanerischen Uberlegungen im Einklang.

4.2 Flachennutzungsplan

Im bislang gultigen Flachennutzungsplan (FNP) der Landeshauptstadt Potsdam ist das
gesamte Bebauungsplangebiet mit Ausnahme des Kindergartengrundstiickes als Reines
Wohngebiet dargestellt, dessen zulassige durchschnittliche GFZ zwischen 0,2 und 0,5 liegen
darf (WR 2). Das von einer Kindergarteneinrichtung genutzte Grundstiick Am Plantagenhaus
11 wird als Gemeinbedarfsflache mit der Zweckbestimmung Kindertagesstétte dargestellt.
Der Flachennutzungsplan (FNP) der Landeshaupstadt Potsdam wird derzeit neu aufgestellit.
Er wurde am 30.01.2013 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Er liegt der
zustandigen Landesbehérde zur Genehmigung vor und wird wahrscheinlich im Ill. Quartal
2013 Rechtswirksamkeit erlangen.

Der Bebauungsplan Nr. 25-1 ,Hegemeisterweg“ entspricht in seinen Zielen und Zwecken
auch dem Entwurf des neuen Flachennutzungsplans. Dieser setzt im Bereich des
Plangebiets eine Wohnbauflache WB mit einer GRZ von 0,2 — 0,5 fest. Somit ist nach dem
Stand der Planungsarbeiten anzunehmen, dass der Bebauungsplan 25-1
.Hegemeistwerweg" auch aus den kiinftigen Darstellungen des Flachennutzungsplans zu
entwickeln ist.

4.3 Landschaftsplan

Der aktuelle Entwurf des Landschaftsplanes (Stand 2011), dessen Aussagen als
Abwéagungsmaterial in die Flachennutzungsplanung einbezogen werden, stellt fir die
Eigenheimsiedlung das Ziel einer umweltvertraglichen, qualifizierten Innenentwicklung dar.
Die Bau- und Vegetationsstrukturen sind dabei an den Klimawandel anzupassen. Das
sudlich angrenzende Ravensberggestell wird als zu erhaltender Grinzug gekennzeichnet.
Fur die westlich angrenzenden, im Landschaftsschutzgebiet ,Potsdamer Wald- und
Havelseengebiet” gelegenen Waldflachen des Potsdamer Forsts wird neben dem Erhalt und
der Pflege hochwertiger Waldbiotope als Hauptziel die Stérkung der Erholungseignung
benannt; eine Zersiedelung am Waldrand ist durch Definition klarer Nutzungsgrenzen zu
vermeiden.

4.4 Denkmalschutz

Im Plangebiet befinden sich Fundplatze der Steinzeit, der Bronzezeit und des Mittelalters, die
als Bodendenkmale einzustufen sind. Dartiber hinaus handelt es sich bei dem Plangebiet um
ein aus urgeschichtlicher Sicht sehr siedlungsglinstig gelegenes Areal in Hanglage zur
Niederung der Nuthewiesen, in dem mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit weitere
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urgeschichtliche Siedlungsspuren vorhanden sind. Nahere Erlauterungen zum erforderlichen
Umgang mit Bodendenkmalen sind unter Punkt 6.8 Nachrichtliche Ubernahme zu finden.

4.5 Altlasten

Am Plantagenhaus 1 befindet sich eine Altlasten-Verdachtsflache wegen einer ehemaligen
Lackiererei. Hier kdnnen lokale Schadstoffeintrage nicht ausgeschlossen werden. Durch
entsprechende MalRnahmen vor Baubeginn ist eine Wohnnutzung des Grundstiicks méglich.

5 Planungskonzept

51 Ziele und Zweck der Planung

Ziel der Planung ist es, die baulichen Entwicklungspotentiale des Gebietes flr eine
Wohnnutzung auszuschopfen, indem Grundstiicksteilungen bzw. WohnbaumalRhahmen auf
den ruckwartigen Grundstticksbereichen erméglicht werden, sofern die bestehende GréRRe
der Grundsticke dies zuldsst. Die Ausschopfung der baulichen Entwicklungspotentiale
entspricht der kommunalpolitischen Zielsetzung, wonach notwendige Erweiterungsflachen
fur den Wohnungsneubau vornehmlich in bereits besiedelten Bereichen erschlossen werden
sollen, um somit Baulandpotentiale schneller mobilisieren zu kénnen, eine Zersiedlung der
Landschaft zu begrenzen und ErschlielBungs- sowie Folgekosten einzusparen.

Entsprechend § 1 BauGB soll die Bauleitplanung hier die stadtebauliche Ordnung, bei der
die nachbarlichen Interessen der Wohnruhe zu bericksichtigen sind, sichern. Die zuséatzlich
ermdglichte Bebauung auf den rickwartigen Grundstlicksbereichen (Blockinnenbereichen)
soll sich daher behutsam in die durch Garten gepragte Freiraumstruktur einfligen und in
Breite, Hohe und Tiefe so dimensioniert sein, dass sie sich der bestehenden Bebauung
unterordnet. Mdgliche Stérungen der Blockinnenbereiche, die vor allem durch ruhenden
Verkehr und gewerbliche Nutzungen entstehen kénnten, sollen ausgeschlossen werden. Der
Charakter der Siedlung und die siedlungstypische Gartenstruktur soll in ihren Grundziigen
bewahrt werden. Ein wesentliches Ziel der Planung ist der Erhalt von zusammenh&angenden
Freiflachen im Blockinnenbereich.

Der Bebauungsplan dient der stadtebaulichen Ordnung des z.Zt. noch nach § 34 BauGB
bebaubaren Gebietes.

5.2 Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept, wie es bereits 1993 vorlag, sieht in Anlehnung an die
vorhandene Struktur eine planungsrechtliche Sicherung und Weiterentwicklung der
Wohnnutzung vor. Wahrend in den stralRenseitigen Bereichen wohnvertragliche und der
Versorgung des Gebietes dienende Einrichtungen noch ausnahmsweise maglich sein sollen,
sollen im Blockinnenbereich andere Nutzungen als Wohnen ausgeschlossen werden.

Um die Versorgung mit Kindergartenplatzen zu gewahrleisten, ist die planungsrechtliche
Sicherung der vorhandenen konfessionellen Kindertagesstéatte auf dem Grundstick Am
Plantagenhaus 11 vorgesehen.

Mit der stadtebaulichen Konzeption wird eine malvolle Verdichtung angestrebt. Die
zuklnftige Bauweise soll sich mit Gebauden, die eine maximale Lange von 14,0 m bei
Einzelhdusern bzw. 20,0 m bei Doppelhdusern erreichen dirfen, in die vorhandene
Siedlungsstruktur einfiigen. Auf den vorderen Grundstiicksbereichen soll die Errichtung von
Gebauden mit zwei Geschossen zuséatzlich eines Dachgeschosses, auf den hinteren
Grundstlcksbereichen die Errichtung von Gebauden mit einem Geschold zusatzlich eines
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Dachgeschosses ermoglicht werden. Durch die Einschrdnkung auf den hinteren
Grundstiicksbereichen soll erreicht werden, dass die durch Géarten gepragte Struktur im
Blockinnenbereich so wenig wie mdglich beeintrachtigt wird.

Zur rdumlichen Konkretisierung werden zwei verschiedene Typen von Grundstiicksbereichen
definiert:

Die vorderen Grundsticksbereiche grenzen an die vorhandene Stral3enverkehrsflache
und erstrecken sich in der Regel bis zu einer Tiefe von 30 m, gemessen ab der
Stral3enbegrenzungslinie. Eine Ausnahme bilden die Grundstiicke am Ravensbergweg, die
in ihrer gesamten Tiefe zum vorderen Grundstiicksbereich gezéahlt werden.

Die riickwartigen Grundstiicksbereiche befinden sich in den riickwartigen, in der Regel
nicht an StraRenverkehrsflachen grenzenden Grundstiicksflachen, ab einer Tiefe von 30 m,
gemessen ab der Strallenbegrenzungslinie. Die Grundstiicksbereiche entlang der
StraRenverkehrsflache am Wald, zwischen Ravensbergweg und Hasensprung, die im
Bebauungsplan und in den textlichen Festsetzungen mit den Flachenbezeichnungen ABCDA
und EFGHE gekennzeichnet sind, werden den rickwartigen Grundstiicksbereichen
zugeordnet.

Es wird davon ausgegangen, dass das vorhandene ErschlieBungsnetz auch bei der
vorgesehenen Verdichtung im Wesentlichen ausreicht. Die vorhandenen Stralen werden
daher dem Bestand entsprechend ubernommen. Die ErschlieBung der rickwartigen
Grundsttcksbereiche soll in der Regel Uber private Zufahrtswege erfolgen, die lber die
vorderen Grundstiicksbereiche verlaufen und die privatrechtlich zu sichern sind. Eine
Ausnahme hiervon stellt die ErschlieBung der rickwartigen Grundstiicksbereiche am
Vogelsang dar. Der vorhandene unbefestigte Weg Am Wald zwischen Ravensbergweg und
Hasensprung, der bereits eine verkehrliche ErschlieBungsfunktion flr einige Grundstiicke
erfullt, wird als offentliche und so wenig wie noétig auszubauende Stral3enverkehrsflache
festgesetzt und soll die bislang ruckwartigen Grundstlicksteile am Vogelsang direkt
erschlie3en.

6. Begrindung der Bebauungsplanfestsetzungen

6.1  Artder baulichen Nutzung

Reines Wohngebiet

Die vorhandenen Grundstiicke im Plangebiet werden mit Ausnahme des Grundstickes Am
Plantagenhaus 11 als reines Wohngebiet (WR) gemaR § 3 Baunutzungsverordnung
(BauNVvO) festgesetzt. Hierdurch soll die stadtebauliche Charakteristik  der
Eigenheimsiedlung sowie die ungestdrte Wohnnutzung bewahrt und entwickelt werden. Die
bestehende Nutzungsstruktur, die fast ausschlief3lich durch Wohnen gepragt wird, und nur in
sehr geringem Maf3e von kleineren nicht stérenden gewerblichen Einrichtungen durchsetzt
ist, entspricht diesem Gebietscharakter bereits weitgehend. Eine Festsetzung als
allgemeines Wohngebiet (WA) wird nicht vorgenommen, da vor allem von Seiten der
Siedlungsbewohner eine fortschreitende Durchmischung mit gewerblichen Nutzungen und
die damit verbundenen Stdorungen durch zusatzliches Verkehrsaufkommen befirchtet
werden.

Die Zweckbestimmung eines reinen Wohngebietes ist das Wohnen, deshalb sind gemafi § 3
BauNVO nur Wohngebaude allgemein zulassig. Die aushahmsweise zuldssigen
Einrichtungen sollen nur in Teilbereichen zugelassen werden.

So werden innerhalb der als reines Wohngebiet festgesetzten Baugebiete fiir die vorderen
Grundstlicksbereiche und die rickwartigen Grundsticksbereiche unterschiedliche
Nutzungsmaoglichkeiten festgesetzt.
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In den vorderen Grundstlicksbereichen des reinen Wohngebietes gelten die
Bestimmungen des 8 3 BauNVO ohne Einschrankungen. So sind neben Wohngeb&uden
ausnahmsweise auch folgende gewerbliche und soziale Einrichtungen zulassig: nicht
storenden Handwerksbetriebe, die zur Deckung des t&glichen Bedarfes fiir die Bewohner
des Gebietes dienen, kleinere Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen fir soziale
Zwecke sowie den Bedirfnissen der Bewohner des Gebietes dienende Anlagen fur
kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Laden zur Deckung des taglichen Bedarfs fir die Bewohner des Gebietes sind gemaf 8 3
Abs. 3 Nr. 1 BauNVO aushahmsweise zulassig. Dies lasst in jedem Fall eine
Einzelfallprufung des Vorhabens zu.

In den rlckwartigen Grundstlicksbereichen und innerhalb der Flachen ABCDA und
EFGHE im reinen Wohngebiet sind gemal? 8 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6
BauNVO ausschlief3lich Wohngebaude zulassig (TF 1.)

Durch den Ausschluss der in 8§ 3 der BauNVO Abs.3 aufgefiihrten ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen fur die rickwartigen Grundstiicksbereiche soll erreicht werden, dass
die sensiblen Blockinnenbereiche und der Waldrand so wenig wie moglich beeintrachtigt
werden. Hierbei wird davon ausgegangen, dass jede andere Nutzung als Wohnen durch
starkeren Zu- und Abfahrtsverkehr Storungen verursacht werden, die dem Planungsziel
widersprechen.

Diesem Ziel der Verminderung von Stérungen dient auch die Festsetzung zur Beschrankung
der Wohneinheiten. So sind jeweils in den vorderen Grundstlicksbereichen zwei
Wohnungen pro Wohngebdude und in den rickwartigen Grundstiicksbereichen pro
Wohngebaude jeweils nur eine Wohnung zulassig.

Diese Festsetzung zur hochst zuldassigen Zahl von Wohnungen in Wohngeb&uden soll
stadtebaulich nicht gewollte und nicht vertretbare Gebaudekubaturen vermeiden, die der
umgebenden Bebauungsstruktur fremd sind. Die Begrenzung der Zahl der hoéchst zulassigen
Wohnungen in einem Wohnhaus soll (in Verbindung mit der textlichen Festsetzung zur
Beschrénkung der Gebaudelangen) dazu beitragen, eine Bebauung der Wohngebiete in der
Siedlung Eigenheim mit Uberdimensionierten Einzelhausern zu vermeiden. Die
Kleinmaf3stablichkeit der Siedlung wird neben anderen Festsetzungen auch durch die
Beschréankung der Zahl der Wohnungen eines Wohngebaudes beibehalten werden kdnnen.

Flachen fur Gemeinbedarf

Kindertagesstatten

Der Bebauungsplan setzt gemall § 9 Abs. 1 Nr.5 BauGB das durch die konfessionelle
Kindertagesstatte genutzte Grundstiick Am Plantagenhaus 11 als Gemeinbedarfsflache mit
der Zweckbestimmung "Kindertagesstatte" fest. Da eine Kindertagesstatte im Reinen
Wohngebiet nur ausnahmsweise zuldssig ist, wird eine gesonderte Festsetzung einer
Gemeinbedarfsflache fir angemessen erachtet. Darlber hinaus ist diese Festsetzung
erforderlich, um den Standort auch langfristig zu sichern, zumal im n&heren Umfeld zwischen
Ravensbergweg und Waldstadt Il keine weiteren Kita-Einrichtungen bestehen. Der private
Trager hat bereits eine bauliche Erweiterung der Einrichtung vorgenommen, so dass von
einer langerfristig beabsichtigten Betreibung des Standortes von Seiten des privaten Tragers
ausgegangen werden kann.

Fur den aus der maximal zu erwartenden Bebauung resultierenden Bedarf von 39
Kitaplatzen wird im Plangebiet des Bebauungsplans 25-1 keine weitere Kita-Einrichtung
festgesetzt. Es wird davon ausgegangen, dass die neuen Wohnungen Uber einen langeren
Zeitraum verteilt entstehen und die nétigen Platze in vorhandenen und im Planungsraum -
auR3erhalb des Plangebietes - neu zu errichtenden Einrichtungen genutzt werden kénnen.
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6.2 Malf der baulichen Nutzung

Das Dichtekonzept beruht auf der Zielvorstellung, die bauliche Ausnutzung derzeit gering
genutzter Grundsticke bei Wahrung des ortstypischen Erscheinungsbildes und gesunder
Wohnverhéaltnisse zu erhéhen. Das Mal3 der baulichen Nutzung wird durch die GRZ, die Zahl
der Vollgeschosse und die Hohe der baulichen Anlagen gemall § 16 Abs.2 BauNVO
festgesetzt. Auf die Festsetzung einer GFZ wird verzichtet, da durch die GRZ und die Zahl
der Vollgeschosse ausreichend Einfluss auf die Baudichte genommen werden kann.

Grundflachenzahl

Die zuldssige grundsticksbezogene GRZ wird entsprechend § 16 Abs.2 Satz 1 BauNVO im
reinen Wohngebiet fur alle 4 Quartiersblécke mit 0,2 festgesetzt. Mit der festgelegten GRZ
von 0,2 ist ein ausreichender Spielraum fir eine zusatzliche Verdichtung gegeben, ohne
dass sich die Siedlungsstruktur in ihrem Charakter zu stark verandert. So ist nach der
derzeitigen Genehmigungspraxis nach § 34 BauGB eine GRZ von 0,13 erreichbar. Eine
geringere GRZ als 0,2 wirde eine Bebauung in der zweiten Reihe in der Regel verhindern.
Ein hoherer Wert als 0,2 kénnte dagegen zu einer unndtigen Versiegelung und zu
unvertretbaren Eingriffen in den Naturhaushalt fihren.

Im Falle einer Grundstlicksteilung gilt die zulassige GRZ von 0,2 sowohl fiir das vordere als
auch fur das hintere Grundstuck.

Verantwortlich ~ fir eine dem Bebauungsplan entsprechende Teilung zeichnet der
Eigentiimer bzw. Bauherr. Von den Festsetzungen zum Nutzungsmal der Hauptbaukdrper
kann bei dem Bebauungsplan widersprechend geteilten Grundstiicken, nicht befreit werden.

Innerhalb des Plangebietes kann die nach § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO zulassige
Uberschreitung der Grundflachenzahl durch Garagen, Stellplatze und deren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und unterhalb der Gelandeoberflache liegende
bauliche Anlagen um maximal 50 % vorgenommen werden.

Zahl der Vollgeschosse

Unter Bericksichtigung der bestehenden Bebauungsstruktur des Plangebietes trifft der
Bebauungsplan gemdl3 § 16 Abs. 2 Satz 3 BauNVO Festsetzungen hinsichtlich der
zulassigen Geschosszahl. Entsprechend § 16 Abs. 5 BauNVO werden fir die vorderen und
die rickwartigen Baufenster unterschiedliche Nutzungsmafle festgesetzt. Die maximal
zulassige Zahl der Vollgeschosse wird fur die vorderen Baufenster auf zwei Vollgeschosse
und fur die rickwartigen Baufenster sowie innerhalb der Flachen ABCDA und EFGHE auf
ein Vollgeschoss begrenzt. Zuséatzliche Dachgeschosse sind unter Berlcksichtigung der
Festsetzungen zur zulassigen Gebaudehohe grundsatzlich zulassig.

Durch die Festsetzung der zulassigen Vollgeschosse soll eine Nachverdichtung des
Plangebietes ermdglicht und eine Einflgung von Neubauten in die vorhandene Bausubstanz
sichergestellt werden. Die Bauweise von maximal zwei Geschossen zuzuglich
Dachgeschoss fir die vorderen Baufenster orientiert sich am Bestand. Die niedrigere
Geschosshohe fur die ruckwartigen Baufenster wird festgesetzt, um die der Erholung
dienenden rickwartigen Garten bzw. den angrenzenden Waldrand so wenig wie moglich zu
beeintrachtigen.

Hohe der baulichen Anlagen

Mit den Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen gemaf § 16 Abs.2 Satz 4 BauNVO
wird die vorhandene Hohenentwicklung im Bestand berlcksichtigt. Die Festsetzungen sind
erforderlich, um die Beeintrachtigung der benachbarten Hauser und Garten, bzw. des
angrenzenden Waldrandes so gering wie mdglich zu halten. Desweiteren sollen
unproportionierte Baumassen verhindert werden. Dabei wird die Hohe der baulichen Anlagen
als maximale Traufhthe (Schnittlinie von AuBRenwand und Dachhaut), als maximal zulassige
Firsthohe (héchster Punkt des Gebaudes) und als maximale Hohe der Ful3bodenoberkante
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des ersten Vollgeschosses (Sockelhdhe) in Metern (ber der mittleren HOhe des
Hauptbaukorpers festgesetzt.

Um den Eingriff in das natirliche Gelande so gering wie mdglich zu halten, wird als
Bezugshdhe die mittlere Hohe der Grundflache des Hauptbaukodrpers gewahlt. Damit ist
nicht das Gesamtgrundstiick bei der Ermittlung der Bezugshthe zu Grunde zu legen,
sondern ausschlieRlich die Flache, auf welcher der Hauptbaukdrper geplant ist. Aufgrund der
Gebietstypologie besitzen einige Grundsticke erhebliche HOhenunterschiede. Diese
Festsetzung dient auch der Vermeidung der ortsuntypischen Abgrabungen und
Aufschittungen im Plangebiet. Abgrabungen im Kellerbereich zur Belichtung, sowie
Aufschiittungen an den Gebauden, um das natlrliche Gelandeniveau zu verandern, sollen
mit dieser Festsetzung unterbunden werden. Sie dient damit dem Erhalt des Ortsbildes.

Bei zweigeschossigen Gebauden werden eine maximale Traufhéhe von 3,5 m und eine
maximale Firsthbhe von 8,0 m festgesetzt, um vor allem eine Verschattung der
Nachbargrundstiicke zu verhindern. Bei dreigeschossigen Gebauden werden eine maximale
Traufh6he von 7,0 m und eine maximale Firsthbhe von 11,0 m festgesetzt (TF 2 und 3).
Hierdurch soll vor allem erreicht werden, dass sich die zukinftige Bebauung in ihren
Proportionen in die vorhandene Bebauung einflgt. Desweiteren wird aus gestalterischen
Grinden festgesetzt, dass die Sockelhthe aller Gebaude maximal 0,7 m Gber dem mittleren
Gelandeniveau liegen darf. Durch diese vor allem aus gestalterischen Griinden getroffene
Festsetzung werden unter anderem auch erhdhte Terrassen vermieden, durch die die
Privatheit der Garten in den Blockinnenbereichen gestdrt werden kénnte.

Die getroffenen Festsetzungen zur zuldssigen Hohe baulicher Anlagen bedeuten keine
unzumutbare Einschrankung der privaten Baufreiheit, da die hieraus resultierenden
Gebaudehthen der Ublichen Bauweise entsprechen und die Nutzbarkeit der Grundstiicke
keine wesentliche Einschrankung erfahrt.

6.3 Bauweise und tUberbaubare Grundstiicksflachen

Bauweise

Der Bebauungsplan setzt gemafld 8 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB i.V. m. § 22 Abs.4 BauNVO statt
einer offenen Bauweise eine abweichende Bauweise fest, die im wesentlichen die
Bestimmungen der offenen Bauweise Ubernimmt, d.h. vor allem, dass zu den
Nachbargrundstiicken ein seitlicher Grenzabstand einzuhalten ist. Die Abweichungen
beziehen sich lediglich auf die zulassige Lange der Hauser. Im Gegensatz zur offenen
Bauweise, die auch Hauslédngen bis zu maximal 50 m zulasst, ist bei der vorgesehenen
abweichenden Bauweise die Lange der Einzelhduser auf 14 m und die Léange der
Doppelhausern auf 20 m begrenzt (TF 4). Diese Festsetzung ist erforderlich, da nicht
auszuschlieRen ist, dass durch die Zusammenlegung von Einzelgrundsticken innerhalb des
Plangebietes Hauser mit einer Lange von bis zu 50 m errichtet werden. Eine solche
Bebauung wiirde sich nicht in die ortsiibliche Bebauung einfiigen und den Charakter der
Siedlung nachhaltig veréndern. Das zuladssige L&ngenmall fur Einzelhduser und
Doppelhauser entspricht jeweils den im Bestand vorhandenen langsten Haustypen und
ermaoglicht somit ausreichende Spielrdume.

Um der vorgefundenen Bebauungsstruktur zu entsprechen, sind nur Doppel- und
Einzelhduser zulassig. Innerhalb des Plangebietes existieren insgesamt nur wenige
Doppelhauser. Sie sind somit, auch wenn sie eher zur Ausnahme zahlen, Teil der
vorgefundenen Bebauungsstruktur und werden daher ausdricklich zugelassen. In
gestalterischer und funktionaler Hinsicht sowie als Elemente Energie- und kostensparenden
Bauens bringen Doppelhduser viele Vorteile mit sich.
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Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die Uberbaubaren Grundstiicksflichen werden gemaRR 8§ 23 Abs. 1 BauNVO durch
Baugrenzen festgesetzt. Die durch diese Baugrenzen eingefassten Grundsticksflachen
erstrecken sich in der Regel zwischen den beiden seitlichen Grundsticksgrenzen. Somit
werden zusammenhéngende Baufenster geschaffen, durch die sich eine groRere Flexibilitat
bei der Errichtung eines neuen Gebaudes ergibt und der Bau von Doppelh&dusern erméglicht
wird.

Die Festsetzungen der Uberbaubaren Grundstucksflachen werden so getroffen, dass
Neubauvorhaben sich in der Dimensionierung und Gliederung der Gebaude an der
vorhandenen, gewachsenen Bebauungsstruktur orientieren. Vorhandene Gebaude, die sich
teilweise oder vollstandig auf3erhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache befinden, haben
Bestandsschutz.

Fur die vorderen Grundstlicksbereiche setzt der Bebauungsplan 16 m tiefe Baufenster fest.
Zwischen der StraRe und dem vorderen Baufenster wird ein 5 m breiter Vorgartenbereich
freigehalten. Eine Ausnahme hiervon stellen die Vorgartenbereiche der Grundstiicke
Ravensbergweg 19 bis 25 dar, bei denen die Baugrenzen 13,50 m hinter der
Strallenbegrenzungslinie liegen. Die Vorgarten dieser Grundstiickehaben haben eine 8,50m
groBere Tiefe, was aus dem urspriinglich groBeren Strallenraum in diesem Bereich
resultiert.

Eine weitere Ausnahme besteht fir das Grundstick Hasensprung 13, wo die Entfernung
zwischen StrafRenbegrenzungslinie und Baugrenze aufgrund des erweiterten StralRenraumes
nur 2 m betragt.

Fur das Kita-Grundstiick ist eine Ausnahme in die Regelung aufgenommen worden. Beim
ersten Baufeld ist eine Uberschreitung der hinteren Baugrenze und beim zweiten Baufeld
eine Uberschreitung der vorderen Baugrenze jeweils um bis zu max. 5 m und nur im 1.
Vollgeschoss zulassig (TF 5). Diese Festsetzung dient dem erhthten Bedarf an Kitaplatzen
auch aus diesem Baugebiet und der daraus resultierenden notwendigen Erweiterung der
vorhandenen Kita. Dies ist auch unter Wirdigung nachbarlicher Interessen angemessen.

Die grof3ziigig festgesetzten Baufenster bertcksichtigen die Lage der bestehenden
Gebéaude. So befinden sich die meisten Bestandsgebaude noch innerhalb der tberbaubaren
Grundsttcksflachen. Gleichzeitig wird eine mindestens 5 m breite Vorgartenzone gesichert
und zur StraRe hin eine relativ einheitliche Fassung des Strallenraumes ermdglicht, da
Verspringe zwischen den Gebduden von mehr als 5 m bei einer angenommenen
Gebaudetiefe von 11 m nicht mehr mdéglich sind. Die 16 m tiefen Baufenster ermdglichen es
zudem, die fur das gesamte Grundstick geltende zuldssige Grundflachenzahl weitgehend
auf dem vorderen Grundstiicksteil zu realisieren, so dass der hintere Grundstiucksbereich
unbebaut bleiben kann.

Bei der Festsetzung der rickwartigen Baufenster wurde vor allem auf den Erhalt von
zusammenhangenden Freiflachen im Blockinnenbereich und die Einhaltung eines
ausreichenden Sozialabstandes zu den vorne und hinten gelegenen Baufenstern geachtet.
Folgende Punkte sind bei der Festsetzung der hinteren Baufenster berlcksichtigt worden:

e Der Abstand zwischen den Baufenstern betrédgt mindestens 18 m. Auf Grundstticken,
auf denen diese Sozialabstdnde nicht eingehalten werden kénnen, wird auf die
Festsetzung eines rickwartigen Baufensters verzichtet.

e Die Baugrenzen der rickwartigen Baufenster verlaufen stets parallel zu den
straRenseitigen Baufenstern und werden in der Regel in Reihe angeordnet.

e Die Verspringe innerhalb der Baufenster betragen nicht mehr als 5 m.

e Die Abstdnde der Uuberbaubaren Grundstiicksflichen zu den rickwartigen
Grundstiicksgrenzen betragen mindestens 5 m.

o Die rickwartigen Baufenster werden nach Mdglichkeit so gelegt, dass sich die Géarten
der rickwartigen Bebauung nach Suden oder Westen orientieren kdnnen und der zu
sichernde Baum- und Gehdlzbestand nur geringfligig beeintrachtigt wird.
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Auf Grundstiicken, auf denen der Sozialabstand von 18 m bei 15 m tiefen Baufenstern nicht
eingehalten werden kann, sind Baufenster mit einer geringeren, mindestens aber einer Tiefe
von 12 m festgesetzt worden. Auf den Grundsticken Am Plantagenhaus 1 - 2 und
Heidereiterweg 44 - 46 weisen die riickwartigen Baufenster daher eine Bautiefe von 13 m,
auf den Grundstiicken Hasensprung 3 - 12, Hegemeisterweg 8 - 17 und Heidereiterweg 30 -
31 sowie Hasensprung 13 eine Bautiefe von 12 m auf.

Fur die Grundstiicke Ravensbergweg 16 - 25, Hegemeisterweg 1 und 5 - 7, Heidereiterweg
28 und 29 sowie Vogelsang 27 - 28 werden aufgrund der zu geringen Grundstickstiefe oder
der nicht einhaltbaren Mindestabstéande keine Uberbaubaren Grundsticksflachen in den
rickwartigen Grundstucksbereichen festgesetzt.

Dem zu erhaltenden Charakter des Gebietes entsprechend war von Anfang an bei der
Planung lediglich eine zweireihige Bebauung vorgesehen. Diese wurde mit den Baugrenzen
festgelegt und nur innerhalb dieser Grenzen kann gebaut werden.

In der jetzigen Prézisierung der Planung ist zusétzlich die Zahl der Wohneinheiten auf eine in
der zweiten Reihe begrenzt worden, um dem Ruhebedirfnis der Mehrheit der Bewohner in
den hinteren Gartenbereichen zu entsprechen. Damit ist unabhangig von der Teilung der
Grundstticke im hinteren Bereich keine weitere Bebauung mdaglich.

6.4 Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen

Gemal § 14 Abs. 1 BauNVO werden Nebenanlagen, die nach § 54 der Brandenburgischen
Bauordnung, genehmigungspflichtig sind, aul3erhalb der tberbaubaren Grundstticksflachen
ausgeschlossen. Nicht genehmigungspflichtig und somit auch aul3erhalb der tberbaubaren
Grundstucksflachen zuldssig sind im Wesentlichen die im Folgenden aufgefihrten Anlagen:

e Gebaude ohne Aufenthaltsraume, Toiletten oder Feuerstatten bis zu 50 m3 umbauten

Raum,

Masten, Antennen und &hnliche bauliche Anlagen,

Wasserbecken bis 100 m?3 Beckeninhalt,

Wege und Stral3en bis 4 m Fahrbahnbreite,

offene Einfriedungen bis 2 m Ho6he und geschlossene Einfriedungen bis 1,50 m

Hohe,

e bauliche Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Sport- und
Spielplatzen dienen, wie Tore fur Ballspiele, Schaukeln und Klettergeruste,

e bauliche Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der
zweckentsprechenden Einrichtung von Garten dienen, wie Sitzgruppen, Pergolen
oder nicht tberdachte Terrassen.

Zu den genehmigungsfreien Anlagen zahlen auch oberirdische Garagen und Uberdeckte
Stellplatze mit einer Grundflache bis zu 50 m2. Durch die textliche Festsetzung Nr. 6 wird die
Errichtung dieser Anlagen jedoch eingeschrénkt (TF 6).

Stellplatze und Garagen werden gemaf § 9 Abs.1 Nr.4 BauGB i.V.m. § 12 Abs.6 BauNVO
aulBBerhalb  der  (Uberbaubaren  Grundstiicksflachen  ausgeschlossen, um  die
zusammenhangenden Griinbereiche nicht durch die Anlagen von Garagen und Stellplatzen
zu entwerten. Da die GrolRe der Baufenster in der Regel ausreicht, um aufler dem
Wohngebaude auch die erforderlichen Stellplatze und Garagen darin unterzubringen,
bedeutet diese Einschrankung fur die Grundstiickseigentiimer keine unzumutbare Harte.

In den Féllen, in denen die Errichtung einer Stellplatzanlage innerhalb der Gberbaubaren
Grundstucksflache die Anlage einer Zufahrt fir die rickwartige Bebauung verhindern wirde,
kann ein nicht umbauter Stellplatz auch auBerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflache
zugelassen werden, sofern ein Mindestabstand von 5,0 m und ein Hochstabstand von 30,0
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m zur Stral3enbegrenzungslinie eingehalten wird. Hierdurch soll verhindert werden, dass
Stellplatze im Vorgarten oder im Blockinnenbereich errichtet werden.

6.5 Erschliel3ung

StralB3enverkehrsflachen und ErschlieBung

Der Bebauungsplan setzt die vorhandenen offentlichen Strallen gemafld § 9 Abs. 1 Nr. 11
BauGB als StraRenverkehrsflachen fest und trennt diese durch StraRenbegrenzungslinien
von den Ubrigen Nutzungen. Die festgesetzten offentlichen StralRenverkehrsflachen sichern
den Erhalt der zur ErschlieRung des Plangebietes notwendigen Fahrbahnen und
FuRgangerbereiche.

Weitere oOffentliche Stralen zur Erschlieiung der Blockinnenbereiche werden wegen des
hiermit verbundenen Aufwandes nicht festgesetzt. Mit Ausnahme des Blockes am Waldrand
soll die ErschlieBung der rickwartigen Bebauung Uber zusatzliche private Zufahrtswege und
Zufahrten erfolgen, die Uber die vorderen Grundstiicksbereiche verlaufen missen. Hierfur
sind entweder privatrechtliche Regelungen zu treffen, die dem ruckwartigen
Grundstiicksnutzer eine Dienstbarkeit fir Teile des vorderen Grundstiickes einrAumen oder
es missen Hammergrundstiicke gebildet werden, so dass das ruckwartige Grundsttick direkt
an die offentliche Stral3e angrenzt.

Da sich nicht eindeutig vorhersagen lasst, auf welchen Grundstiicken und in welchen
Bereichen der einzelnen Grundstiicke Grunddienstbarkeiten fir Geh-, Fahr-, und,
Leitungsrechte erforderlich sein werden, wird keine eindeutige Verortung dieser Rechte
vorgenommen. Eine Festsetzung der Zufahrten im Bebauungsplan wére zudem in Bezug auf
den Erhalt bestehender Nebenanlagen und schiitzenswerter Vegetation zu unflexibel.

Im Plangebiet wird entlang des Waldes eine rund 415 m lange, anfangs 4,5 m, spater 6,5 m
breite Flache als StralRenverkehrsflache festgesetzt. An drei Stellen sollen in einer Lange
von 12 bis 15 m Ausweichstellen und Stellplatzbereiche geschaffen werden. Die neu
festgesetzte StralRenverkehrsflache soll die ErschlieBung der ruckwartigen Baufenster auf
den Grundstiicken Vogelsang 15 - 26, Hegemeisterweg 8 und Hasensprung 13 sichern. Eine
ErschlieBung Uber viele einzelne Zufahrtswege, die Uber die vorderen Grundstucksbereiche
verlaufen mussten, und somit einen hdéheren Eingriff zur Folge hatten als bei einer
ErschlieBung Uber die vorgesehen ErschlieBungsstralle, lasst sich bei den Grundstiicken am
Waldrand vermeiden. Bei den ubrigen Blocken lasst sich eine direkte ErschlieBung der
rickwartigen Baufenster kaum durchsetzen, da hierfir eine zusatzliche Strale im
Blockinnenbereich zu Lasten der privaten Grundsticke errichtet werden musste.

Nach letztem Stand der Kenntnis befindet sich der Weg Am Wald schon im
Landschaftsschutzgebiet. Im Falle des Ausbaus muss eine lanschaftsschutzrechtliche
Genehmigung eingeholt werden.

Ver- und Entsorgung

Der Bebauungsplan setzt gemafl § 9 Abs. 1 Nr.12 BauGB fest, dass innerhalb der Stral3e
Am Wald keine unterirdischen Ver- und Entsorgungsanlagen geftihrt werden durfen, um die
ErschlieBungskosten und die Eingriffe durch den Bau der Verkehrsflache so gering wie
maoglich zu halten (TF 7). Dies setzt voraus, dass die Ver- und Entsorgung der zusétzlichen
Bebauung am Waldrand vom Vogelsang wie im (brigen Gebiet Uber die vorderen
Grundstucksbereiche erfolgen muss.

-19 -



Landeshauptstadt Potsdam Bebauungsplan Nr. 25-1 ;Hegemeisterweqg"

6.6 Griunflachen, Erhaltungs-und Pflanzbindungen, Schutz des Bodens

Bei der Nachverdichtung des Gebiets soll der durchgriinte Charakter der Siedlung erhalten
bleiben und die Versiegelung auf ein Mindestmal® beschrankt werden. Dazu sind folgende
Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen worden:

Grunflachen
Die Freiflache im Kreuzungsbereich Hasensprung/Heidereiterweg/Am Foérsteracker wird
weiterhin als Grunflache festgesetzt.

Erhaltungsbindung
Die den StralRenraum pragende Eiche im Kreuzungsbereich Heidereiterweg / Hasensprung
wird wegen ihrer stadtbildpragenden Qualitat als zu erhaltend festgesetzt.

Pflanzbindungen

In den Baugebieten ist je angefangene 300 m2 Grundstiicksflache ein Baum mit einem
Stammumfang von mindestens 14/16 cm anzupflanzen, um eine landschaftsgerechte
Einbindung zu erhalten und den Verlust durch die Bebauung in Teilen zu ersetzen. Die
vorhandenen Baume sind anzurechnen (TF 9).

Bei den in der Pflanzenliste aufgefiihrten Baumen handelt es sich um standorttypische
Baume, die dem vorhandenen Charakter der Siedlungsgrundstiicke entsprechen.

Befestigung von Wegen, Zufahrten und Verkehrsflachen

Der Bebauungsplan setzt gemall 8§ 9 Abs.1 Nr.20 BauGB (TF 7 und 8) fest, dass die
Befestigung der StraBe Am Wald sowie der Wege und Zufahrten nur in wasser- und
luftdurchlassigen Aufbau herzustellen ist. Auch Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich
mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und
Betonierungen sind unzulassig.

In Bezug auf die Strale Am Wald ist diese Festsetzung erforderlich, um die
ErschlieBungskosten mit Riicksicht auf die Anlieger moglichst niedrig zu halten und um den
angrenzenden Waldrand nicht zu schadigen. Aus verkehrlicher Sicht reicht es aus, den
vorhandenen bereits verdichteten Sandweg am Waldrand weitgehend unversiegelt zu
belassen, bzw. fur den ggf. erforderlichen maximal 3,5 m breiten Geh- und Fahrweg eine
wasser- und luftdurchlassige Pflasterung zu wahlen.

Ansonsten dient diese textliche Festsetzung insbesondere dazu, den Versiegelungsgrad,
resultierend aus dem Bau von Zufahrten und Wegen, innerhalb der Privatgrundstiicke auf ein
Mindestmald einzuschranken; Somit kbénnen insbesondere die negativen Auswirkungen, wie
die Trennwirkung zwischen bestehenden Biotopen und die Verschlechterung der
Lebensbedingungen der Mikroorganismen im Boden, verringert werden. Diese Festsetzung
verhindert nicht, dass Zufahrten und Fahrbahnen durch entsprechende Materialien befestigt
werden und bedeutet daher keinen erheblichen Eingriff in die privaten Belange der
Grundstucksbesitzer.

6.7 Festsetzungen zur Gestaltung

Die Festsetzungen zur Bauweise, zu den tberbaubaren Grundstucksflachen, zur Héhe der
baulichen Anlagen und zur Baudichte genligen im Wesentlichen, um zukunftig den Bau von
unpassenden Gebauden zu verhindern. Im Rahmen des Bebauungsplans werden nur
wenige zusatzliche Gestaltungsregeln festgesetzt, die ein Einfligen der Neubauten in das
bestehende Ortsbild in seiner charakteristischen stadtebaulichen Auspragung sicherstellen
und Stérungen des Siedlungsbildes durch verunstaltende Gebaudeelemente verhindern
sollen.
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Durch die textliche Festsetzung, dass im reinen Wohngebiet nur Sattel-, Walm- und
Tonnendacher zulassig sind, werden die im Allgemeinen anzutreffenden Dachformen im
Geltungsbereich als verbindliche Dachform festgesetzt (TF 10). Die Errichtung von weiteren
Flachdachern und Krippelwalmdachern oder das Entstehen von Mansarddachern wirden
das Siedlungsbhild entscheidend verandern wund sollen daher als untypische
Gestaltungsmerkmale ausgeschlossen werden.

Da die Dacher der Wohngebaude, insbesondere der &lteren Wohngebdude aus der
Entstehungszeit der Siedlung, in der Regel deutlich tiber 30 Grad geneigt sind, sollen Dacher
mit einer mittleren Dachneigung von weniger als 30 Grad ausgeschlossen werden (TF 11).
Hierdurch soll ein typisches Siedlungselement wiederaufgenommen werden, das vor allem
durch Gebaude jingerer Zeit zunehmend geschwacht wurde.

Die textliche Festsetzung, die eine einheitliche Neigung der Dacher bei Doppelhdusern
vorschreibt (TF 12), ist erforderlich, um sicher stellen zu kénnen, dass eine einheitliche
Gestaltung von Doppelhausern erzielt wird.

Mit der textlichen Festsetzung, die die Verwendung von roten und braunen Dachziegeln bei
geneigten Déachern ab einer Grof3e von mehr als 25 m?2 vorschreibt, wird ein wesentliches,
noch vorhandenes Gestaltungsmerkmal der Siedlung aufgenommen (TF 13). Hierdurch kann
bei den Déachern ein relativ einheitliches Erscheinungsbild erreicht werden, wodurch der
Siedlungscharakter zusatzlich betont wird.

Wegen der intensiven Farbwirkung bei terrakottafarbenen Fassaden kann in diesen Fallen
ausnahmsweise auch ein anthrazitfarbenes Dach verwendet werden.

Der Charakter der Siedlung Eigenheim wird bestimmt durch eine Dachlandschaft mit
geneigten Dachern. Da nach der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) die ausgebauten
Dachgeschosse als Vollgeschosse gelten, muss zur Erhaltung dieses Charakters das jeweils
letzte Geschoss im geneigten Dach liegend definiert werden (TF14).

Mit der textlichen Festsetzung TF15 ist vom Recht der Gemeinde Gebrauch gemacht
worden, durch ortliche Bauvorschriften andere als die nach 8 6 Abs. 5 BbgBO
vorgeschriebenen Abstandsflachen festsetzen. Die grol3ere Tiefe der Abstandsflachen wird
insbesondere zur Wahrung der erhaltenswerten Eigenart und zur stadtebaulichen Gestaltung
der Siedlung festgesetzt. Desweiteren wird wegen der ErschlieBung der hinteren
Grundstucksteile eine grol3ere seitliche Abstandsflache als tblich bendtigt.

6.8 Nachrichtliche Ubernahmen

Landschaftsschutzgebiet

Westlich an das Plangebiet grenzen die Flachen des Landschaftsschutzgebietes (LSG)
.Potsdamer Wald- und Havelseengebiet" (Verordnung vom 22. Mai 1998 (GVBI.11/98, Nr. 18,
S.426), zuletzt geandert durch Verordnung vom 11. Januar 2013 (GVBI.11/13, Nr. 04).

Die bereits gewidmete Stralle Am Wald ist schon Bestandteil des LSG. Bei einem Ausbau
des Weges ist der Genehmigungsvorbehalt § 4 Abs. 2 Nr.1 der Schutzgebietsverordnung
Uber das LSG zu beachten.

Bodendenkmale

Die im Plangebiet vermuteten Bodendenkmale sind gemaR § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich
in die Planzeichnung tibernommen worden.

In dem Vermutungsbereich deuten Bodenfunde auf das Vorhandensein von
Bodendenkmalen hin. Termine  fur  Erdarbeiten in den  ausgewiesenen
Bodendenkmalvermutungsbereichen sind daher sowohl der zustdndigen Unteren
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Denkmalschutzbehorde als auch dem Brandenburgischen Landesamt fiir Denkmalpflege
und Arché&ologischen Museum zwei Wochen im Voraus mitzuteilen.

Da Bodendenkmale im Boden verborgen sind und zumeist nur durch Zufallsfunde entdeckt
werden, ist bei Tiefbauarbeiten jederzeit mit ihrem Auftreten zu rechnen.

Werden noch unbekannte Bodendenkmale entdeckt, gelten die Bestimmungen gemafR dem
.Gesetz Uber den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg“ vom
24.05.2004. Funde, von denen anzunehmen ist, dass es sich um Bodendenkmale handelt,
sind unverziglich der Unteren Denkmalschutzbehtrde der Stadt Potsdam oder dem
Brandenburgischen Landesamt fur Denkmalpflege und dem Archaologischen
Landesmuseum anzuzeigen (8 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG).

Die Fundstatte ist mindestens fiinf Werktage in unverdndertem Zustand zu halten.

6.9 Hinweise

Artenschutz

Vor Durchfiihrung von BaumaRnahmen ist zu prifen, ob die artenschutzrechtlichen
Verbotsvorschriften des § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2209) fur
besonders geschitzte Arten gemalR 8 7 Abs. 2 Nr. 13 b BNatSchG eingehalten werden.
Andernfalls sind bei der jeweils zustandigen Behdrde artenschutzrechtliche Ausnahmen (8
45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus kénnen sich besondere Beschrénkungen fir die
Baumal3nahmen ergeben (z.B. hinsichtlich der Bauzeiten).

Munitionsschutz

Da sich das Plangebiet laut Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes im
kampfmittelbelasteten Gebiet befindet, ist vor Ausfihrung von Erdarbeiten eine
Munitionsfreiheitsbescheinigung einzuholen.

Niederschlagswasser

Niederschlagswasser ist entsprechend 8 54 Abs4 BbgWG zu versickern, soweit keine
Verunreinigung des Grundwassers zu besorgen ist. Es sollte auf den Grundsticken
versickern, auf denen es anfallt.

Pflanzliste
In der textlichen Festsetzung Nr. 9 wird die Verwendung von Baumen der Pflanzliste
empfohlen. Bei den in der Pflanzenliste aufgefiihrten Baumen handelt es sich um

standorttypische Baume, die dem Charakter der Siedlungsgrundstiicke entsprechen.
Zur Begrinung der Baugebiete wird die Verwendung folgender Baumarten empfohlen:

Pflanzliste Stieleiche Quercus robur
Traubeneiche Quercus petraea
Hangebirke Betula pendula
Eberesche Sorbus aucuparia
Walnuss Juglans regia
Obstbaume veredelte Hochstamme
Hainbuche carpinus betules
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7. Auswirkungen des Bebauungsplans

7.1  Auswirkung auf die vorhandenen Nutzungen

Da der Wohnruhe innerhalb eines reinen Wohngebietes Prioritat eingeraumt wird, missen
sich die Gewerbetriebe erhthten  Anforderungen an die RuUcksichtnahme auf die
angrenzenden Wohnnutzungen unterwerfen

Fur die im Plangebiet ansassigen Gewerbetreibenden und Dienstleistungsbetriebe bedeuten
die Festsetzungen des Bebauungsplanes zum Teil eine Einschrankung ihrer
Nutzungsmoéglichkeiten. Der Betrieb der Firmen ist dann auf den bestehenden
Bestandsschutz beschrénkt.

Wahrend die erhdhten immissionsschutzrechtlichen Anforderungen des reinen
Wohngebietes mit dem Bebauungsplan in Kraft treten, betreffen die vorgesehenen
Regelungen zur Art der Nutzung und zu den Uberbaubaren Grundsticksflachen die
bestehenden Gewerbeeinrichtungen aber erst im Falle einer Betriebserweiterung oder
Nutzungsénderung.

7.2  Auswirkung auf den Wohnungsmarkt

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes werden zuséatzliche Flachen innerhalb der
bestehenden und bereits erschlossenen Siedlung fiir den dringend erforderlichen
Wohnungsbau planungsrechtlich gesichert. Die Zersiedlung der Landschaft wird begrenzt
und ErschlieBungskosten werden eingespart.

Unter der Annahme, dass alle Gberbaubaren Grundstuicksflachen bebaut werden, kdnnen
auf den vorderen Grundsticksflachen bis zu 30 weitere Einzelhduser mit maximal 2
Wohnungen, auf den rickwartigen Grundstucksflachen bis zu 60 Einzelh&user mit einer
Wohnung errichtet werden. Insgesamt konnen sich hieraus maximal 120 zuséatzliche
Wohneinheiten ergeben. Dariiber hinaus kdnnen bereits bebaute Grundstiicksflachen
nachtraglich verdichtet werden, indem z.B. anstelle eines eingeschossigen Wohngebaudes
ein zweigeschossiges Wohngebdude mit ausgebauten Dachgeschold errichtet wird.
Hierdurch konnen langfristig bis zu 50 zuséatzliche Wohnungen geschaffen werden.
Insgesamt ergeben sich somit bis zu 170 Wohnungen, die innerhalb des gesamten
Geltungsbereiches geschaffen werden kdnnen. Bei einer realistischen Betrachtungsweise ist
jedoch in den nachsten 15 Jahren eher mit einem Zuwachs von rund 100 Wohneinheiten zu
rechnen.

Durch die Errichtung von 100, maximal 170 Wohneinheiten sind insgesamt gunstige
Wirkungen auf den Potsdamer Wohnungsmarkt zu erwarten. Der besonders hohen
Nachfrage nach gunstigem Wohnbauland fur ein eigenes Einfamilienhaus wird hierdurch
Rechnung getragen.

Von der hdheren Ausnutzbarkeit des Grundstickes profitieren vor allem die
Grundstiickseigentumer, die Teile ihres Grundstiickes als Wohnbauland verauf3ern méchten
oder die zusatzliche tberbaubare Flache fur familidre Zwecke nutzen wollen.

7.3  Auswirkungen auf die Wohnfolgeeinrichtungen

Bei einer durchschnittlichen Belegungsdichte von 2,7 Einwohnern je Wohneinheit und unter
der Annahme, dass innerhalb des Geltungsbereiches in den nachsten 15 Jahren rund 170
zusatzliche Wohnungen geschaffen werden, ist mit einem Zuwachs von maximal 459
Einwohnern am Ende des Berechnungszeitraums zu rechnen.

Kindertagesstatten

Im Plangebiet existiert ein von einem privaten Trager (Auferstehungskirche) betriebener
Kindertagesstatte mit zurzeit 45 Platzen, der den vorhandenen Bedarf im Geltungsbereich
sowie der ostlich und stdlich anschlieRenden Siedlungsbereiche ausreichend abdeckt.
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Aus der Wohnungszahl ergibt sich bei standardisierter Berechnung nach der Richtlinie zur
Kostenbeteiligung bei der Baulandentwicklung

jedoch ein zusatzlicher Bedarf von rund 39 Platzen in Krippe, Kita und Hort. Die Anwendung
der Richtlinie selbst erfolgt hier nicht, da die Auslegung des Planes zum Zeitpunkt des
Beschlusses der Richtlinie bereits erfolgt war.

Da die beabsichtigte Verdichtung und der damit verbundene Bevdlkerungszuwachs jedoch
nur sehr allmahlich erfolgen wird, ist davon auszugehen, dass der zukinftige Bedarf in den
bestehenden und neuen Einrichtungen aul3erhalb des Plangebietes abgedeckt werden kann.
Hier kommt neben den vorhandenen Einrichtungen z.B. eine neue geplante Einrichtung im
Bereich der Bebauungspléne 2 bzw. 104 in Betracht. Hortplatze sind im Zusammenhang mit
den Schulplatzen vor allem im angrenzenden Planungsraum 604 (Waldstadt 1l) vorhanden.

Schulen
Fur die Grundschulversorgung stehen neben der im Wohngebiet liegenden Internationalen
Schule in freier Tragerschaft fur die errechneten 5 Kinder pro Jahrgang folgende Schulen zur
Verflgung:

- Waldstadt-Grundschule 27

- Oberschule Theodor Fontane 51

- Weidenhof-Grundschule 40

- Aktive Schule Potsdam

- Freie Schule Potsdam e.V.
wobei die beiden letzten auch Schulen in freier Tragerschaft sind.
Die Beschulung an weiterfihrenden Schulen ist gemafd Schulentwicklungsplan bis 2015
abgesichert.

Kinderspielplatze

Die Versorgung mit Spielplatzen fur Kinder unter 10 Jahren (0,75 m2/EW, 450 -800 mz
Nettospielplatzflache, Einzugsbereich 1.000 m) und fur Kinder unter 6 Jahren (0,75 m3/EW,
400 -600 m2 Nettospielplatzflache, Einzugsbereich 400 m) wird durch den rund 1.200 m?2
grofl3en, an das Plangebiet angrenzenden Spielplatz am Ravensbergweg nur teilweise erfillt.
Die nachsten Sportanlagen befinden sich in mehr als 1,5 km Entfernung, so dass eine
ausreichende Versorgung mit Sportflachen (Richtwert 3 m?/EW) nicht gegeben ist.

Unter der Annahme, dass die Einwohnerzahl nicht nur innerhalb des Geltungsbereiches
sondern auch im Ubrigen Siedlungsbereich um mehr als die Halfte anwachsen wird, ergibt
sich jedoch eine Unterversorgung. Die Versorgung mit ¢ffentlichen Spielplatzen ist dennoch
insgesamt als unproblematisch einzustufen, da durch den nahe gelegenen Wald und die
Garten ausreichend Spielmdglichkeiten bestehen. Im Zuge der Planung des Teilbereichs 3
.Forsteracker” der Siedlung Eigenheim konnte der Geltungsbereich des Planes um das
Waldchen im Stden erweitert werden und dort am Ravensberggestell auf der stadtischen
Flache der fehlende Bedarf von 500 m“ Kinderspielplatzflache und Sportplatzflache fir die
zusatzlichen 270 Wohnungen realisiert werden.

Grunflachenversorgung

Bei einem langfristig zu erwartenden Einwohnerzuwachs von 459 Einwohnern ergibt sich
nach den geltenden Richtwerten insgesamt ein zusétzlicher Bedarf an siedlungsnahem und
wohnungsnahem Griin. Fur Erholungssuchende aus dem Siedlungsgebiet sowie aulR3erhalb
des Siedlungsgebietes kann der westlich des Plangebietes gelegene Forst jedoch die
wesentlichen Erholungsfunktionen ausreichend erfilllen, so dass sich die dargestellte
Versorgungslicke stark relativiert.

7.4  Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung

Eine bauliche Nachverdichtung der Siedlung fuhrt nach Auskunft der zustandigen
Versorgungsunternehmen zu keiner Uberlastung der bestehenden Systeme.
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Auch das vorhandene Trink- bzw. Abwassersystem kann nach Angabe der Wasserbetriebe
die vorgesehene Verdichtung kapazitatsmaRig bewaltigen, da sich die Nachverdichtung auf
das gesamte Siedlungsgebiet verteilt und nicht in konzentrierter Form erfolgt. Es wird jedoch
darauf hingewiesen, dass ein Teil der vorhandenen Schmutzwasserkanéle
sanierungsbedurftig ist. Obwohl Uber das bestehende Regenwassersystem nur begrenzte
Regenwassermengen aus dem Plangebiet abgeleitet werden kdnnen, sind hier durch die
Nachverdichtung keine Konflikte zu erwarten, da das Wassergesetz des Landes
Brandenburgdie Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den jeweiligen
Grundstucken vorsieht.

7.5. Verkehrliche Auswirkungen

Im Zuge einer Nachverdichtung des Plangebietes wird der Kraftfahrzeugverkehr zuséatzlich
zur allgemeinen Entwicklung anwachsen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die
bestehenden Verkehrsflachen auch in Zukunft den verkehrlichen Anforderungen geniigen
werden. Neue StralBenverkehrsflaichen werden daher lediglich Am Wald zwischen
Ravensbergweg und Hasensprung festgesetzt. Unabhangig von der vorgesehenen
Nachverdichtung der Siedlung ist es erforderlich, dass einige der bereits fertig gestellten
ErschlieBungsanlagen aufgrund ihres schlechten Ausbauzustandes einer Nachbesserung
bedurfen.

Der zusatzliche Stellplatzbedarf ist auf den privaten Grundstiicken nachzuweisen. Im Fall der
Siedlung Eigenheim ist diese Vorgehensweise besonders wichtig, da sich zusatzliche
Stellplatze in den engen Stral3enraum kaum einordnen lassen.

Fur die zusatzlichen Zufahrtswege und Zufahrten, die nur teilweise bestehende Wege
mitbenutzen kénnen, mussen auf einigen Grundstiicken bestehende Nebenanlagen beseitigt
werden. Da die Zuwegungen und Zufahrten privatrechtlich zu regeln sind und somit das
Einverstandnis des vorderen Grundstiickseigentimers voraussetzen, ist davon auszugehen,
dass die aus den Zufahrtswegen resultierenden Stérungen vom vorderen
Grundstlickseigentimer in Kauf genommen werden.

7.6  Auswirkungen auf Natur und Umwelt

Die Nachverdichtung eines bestehenden Siedlungsgebietes flhrt zu einem geringeren
Landschaftsverbrauch und einer geringeren Versiegelung gegentber einer Neuerschlie3ung
aul3erhalb heute erschlossener Siedlungsflachen. Sie ist daher generell umweltvertraglicher
als eine Neuanlage. Die geplante bauliche Verdichtung im Plangebiet flhrt zu einer
Reduzierung des Vegetationsbestandes und zieht eine Erhéhung des Versiegelungsgrades
nach sich.

Es wird davon ausgegangen, dass sich durch. die vorgesehene AnliegerstraRe Am Wald,
aulRer der geringfiigig ansteigenden Verkehrsbelastung, keine wesentlichen Auswirkungen
auf die Umwelt ergeben, da diese Strae nur die verkehrliche MindesterschlieBung der
rickwartigen Grundstiicksbereiche sichern soll und somit unversiegelt bleiben kann bzw. nur
mit wasser- und durchléassigen Materialien befestigt wird.

Nach Umsetzung des Bebauungsplans sind demnach keine erheblichen Beeintrachtigungen
der Umwelt zu erwarten

Das Erscheinungsbild der Siedlung wird durch eine eingeschossige, lockere Bebauung in
den Blockinnenbereichen verandert. Durch die Festsetzungen zur zuldassigen GescholRhdhe
und zur zuldssigen Bauhthe kénnen jedoch schwerwiegende Beeintrachtigungen des
Siedlungsbildes vermieden werden. Durch die Festsetzungen zur Gestaltung werden weitere
Fehlentwicklungen vermieden, ohne die Gestaltungsfreiheit der Eigentimer zu stark
einzuschrénken. Dies gilt auch fur das Pflanzgebot beziiglich ortstypischer Bdume, da
hierdurch erreicht wird, dass ein typisches Merkmal der landschaftlich gepragten Siedlung,
die sich im Ubergangsbereich zum Wald befindet, bewahrt bleibt
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7.7 Finanzielle Auswirkungen

Sollte der Ausbau der StraRe Am Wald irgendwann vorgenommen werden, sind auch
offentliche Mittel zur ErschlieBung erforderlich. Der Bebauungsplan setzt den Ausbau der
Stral3e aber nicht fest.

Die Kosten fur die Neuerstellung eines Quadratmeters Stral3enverkehrsflache bei einer
einfachen Pflasterung mit einfachen Unterbau, ohne unterirdische Leitungen betragen rund
75 €. Bei einer gepflasterten Stral3enverkehrsflache von rund 1.450 m2 ergeben sich somit
rund 109.000 €. Hinzu kommen Kosten fur die Beleuchtung. So ist ungefahr alle 30 m ein
Lichtpunkt erforderlich, die Kosten fir einen Lichtpunkt betragen rund 2.500 €, bei 14
Lichtpunkten summieren sich die Kosten auf 35.000 €. Insgesamt ergeben sich somit
144.250 € an ErschlieBungskosten. Die Landeshauptstadt misste 10 % der tatsachlichen
Herstellungskosten tbernehmen, die tbrigen 90 % kdnnen, da es sich bei dem Ausbau der
StraBe Am Wald um einen erstmaligen Ausbau handelt, auf die angrenzenden
Grundsttckseigentimer umgelegt werden. Der Landeshauptstadt Potsdam entstiinden somit
ErschlieBungskosten in Hohe von rund 14.500 €.

8. Verfahren

8.1 Verfahrensubersicht
e Beschluss der Stadtverordnetenversammliung zur Aufstellung eines
Bebauungsplanes fir das Gebiet der Eigenheimsiedlung "Am Ravensbergweg" am
04.11.1992
e Fruhzeitige Birgerbeteiligung 08.02 bis 19.02.1993
e Frihzeitige Beteiligung der Trager offentlicher Belange am 29.03.1993

e Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange fir das Teilgebiet 1 im Dezember 1996

o Offentliche Auslegung des Teilgebietes 1 gemaR § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom
28.11.1996 bis 10.1.1997

e Abwagungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung zur Trager- und
Birgerbeteiligung am 3.9.1997 zum Teilgebiet 1

e Beschluss zur Teilung des raumlichen Geltungsbereiches am 13.09.2000 in
Teilbereich 1 ,Hegemeisterweg”, Teilbereich 2 ,Damaschkeweg” und Teilbereich 3
~Forsteracker”

e Beschluss zur Prazisierung der Ziele und zur Wiederaufnahme des Verfahrens sowie
Festlegung der Prioritdt 1  zum Bebauungsplan 25-1 ,Hegemeisterweg“ am
28.1.2009

e Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange im Zeitraum vom
10. Februar bis 12. Marz 2012

e Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 BauGB und § 3
Abs.2 vom 15.Mai bis 19. Juni 2012

e Erneute Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit vom 25. Februar bis 13. Marz 2013
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8.2 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren

Frihzeitige Blurgerbeteiligung

Die frihzeitige Burgerbeteiligung gemaf 8§ 3 Abs. 1 BauGB wurde zwischen dem 08.02.1993
und dem 19.02.1993 fir das gesamte Gebiet der Siedlung Eigenheim durchgefuhrt. Im
Rahmen der friihzeitigen Birgerbeteiligung wurde am 09.02.1993 in der Grundschule am
Ravensbergweg eine Erodrterungsveranstaltung durchgefihrt, zu der sich mehr als 200
Personen einfanden. Die Ziele und Inhalte der Planung wurden durch den zustandigen
Dezernenten fur Stadtentwicklung, Herrn Dr. von Feldmann, sowie den Leiter des
Stadtentwicklungsamtes, Herrn Rohrbein, dargestellt und mit den Anwesenden diskutiert.

Bei der Erorterungsveranstaltung zeigte sich, dass unbegrindete Beflrchtungen in Bezug
auf einen Eingriff in private Eigentumsverhaltnisse nicht vollstandig entkraftet sowie die
Funktion eines Bebauungsplanes nicht hinreichend vermittelt werden konnten. Sowohl
Gegner als auch Befirworter einer Nachverdichtung meldeten sich zu Wort. Die Gegner
einer Nachverdichtung aufRerten insbesondere ihre Beflrchtung, dass mit zuséatzlichen
Baumafnahmen in den Blockinnenbereichen der Siedlungscharakter zerstort wird, wahrend
die Befurworter vor allem eigene Bauinteressen zum Ausdruck brachten. Bei der friihzeitigen
Birgerbeteiligung stellte sich insbesondere heraus, dass die Art und die HOhe von
ErschlieBungsbeitragen, die eventuell bei einer weiteren baulichen Entwicklung zu erwarten
sind, von groRem Interesse sind.

Zwischen dem 13.01. und dem 11.03.1993 sind insgesamt 10 Einzeleingaben und zwei
Sammeleingaben in der Verwaltung eingegangen. Hiervon sprachen sich 8 gegen den B-
Plan aus, 2 begrufRten ihn. In einer Unterschriftensammlung haben insgesamt ca. 220
Personen Paosition gegen den B-Plan bezogen. Die Stellungnahmen der Blrger wurden
gepruft und sind in den Abwagungsprozess eingegangen.

Fruhzeitige Beteiligung der Trager offentlicher Belange

Gemall § 4 Abs. 1 BauGB wurden 21 Behoérden und Stellen im Land Brandenburg, die
Trager offentlicher Belange sind, mit Schreiben vom 29.03.1993 beteiligt. Sie wurden durch
den Vorentwurf des Bebauungsplanes Uber die Planung fir das gesamte Gebiet der
Siedlung Eigenheim informiert.

Von den angeschriebenen Tragern offentlicher Belange sowie von weiteren, von diesen
Tragern um Stellungnahme gebetenen Stellen, gingen insgesamt 17 Stellungnahmen ein.
Bei den Ubrigen Behdrden und Stellen kann davon ausgegangen werden, dass sie sich mit
der Planung einverstanden erklaren.

In den eingegangenen Stellungnahmen wurden von 4 Behorden bzw. Stellen keine
Bedenken zu der Planung vorgebracht. 3 Behdrden erklarten sich als nicht zustandig bzw.
leiteten die Unterlagen zur fachlichen Prifung weiter, 2 Behérden baten um angemessene
Fristverlangerung. 7 Behodrden beflrworteten grundsatzlich die Planung, brachten jedoch
Anregungen und Hinweise in das weitere Verfahren ein.

Die Stellungnahmen der Trager o6ffentlicher Belange wurden geprift und sind in den
Abwagungsprozess eingegangen.

Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange und Offentliche Auslegung

Mit Schreiben vom 26.11.1996 wurden die Trager offentlicher Belange zum Entwurf des
Bebauungsplans Nr. 25 ,Eigenheimsiedlung Ravensbergweg“, Teilgebiet 1 beteiligt. Es
haben 7 Trager Offentlicher Belange Stellungnahmen abgegeben. Im Rahmen der
offentlichen Auslegung gab es 41 Stellungnahmen der Birger zu 23 Themen und eine
Gemeinschaftseinwendung.

Im Ergebnis der offentlichen Auslegung zu diesem Entwurf wurden einfache Anderungen
nach 8 13 BauGB vorgenommen und die Betroffenen beteiligt.
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Die Stadtverordnetenversammlung hat die Abwégung der Stellungnahmen der Trager
offentlicher Belange und der Birger aus der Beteiligung am 3. September 1997 beschlossen.
Im Ergebnis der Abwéagung aller Belange derer die sich beteiligt haben, ist das Verfahren fir
das Teilgebiet 1 nicht weitergefihrt worden.

Beteiligung der Offentlichkeit

Die Beteiligung der Offentlichkeit wurde im Zeitraum vom 15. Mai bis 19. Juni 2012
durchgefuhrt.

Drei  Burger haben zum Entwurf Stellung genommen. Zwei von lhnen sprechen
allgemeingdiltige Interessen an, wie die Geschossigkeit und die festgesetzte WE-Zahl, den
Erhalt des Charakters der Siedlung und die Verkehrssituation

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Planung aber diesbeziglich nicht
geéandert.

Die dritte Bdrgerin hat im Vertrauen auf einen friheren Planungsstand im
Vorentwurfsstadium ihr Flurstiick in der dritten Reihe herausteilen lassen und méchte nun
das Baufeld wieder nach hinten verschoben haben, um an die bestehende Doppelhaushélfte
des zweiten Flurstiickes anbauen zu kénnen.

Wegen des Vertrauensschutzes hat die Verwaltung eine Verschiebung des Baufeldes um 5
m und die Erhdhung der zulassigen Wohnungsanzahl von 1 auf 2 in der rickwartigen
Baureihe fur die drei Grundstiicke mit einer besonderen Tiefe vorgeschlagen

Die Planung wurde geandert. (s. Anlage 1A).

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Die Beteiligung von 9 Behotrden und sonstigen Trager offentlicher Belange wurde im
Zeitraum vom 10. Februar bis 12. Méarz 2012 durchgefiihrt.

7 Behotrden und sonstige Trager offentlicher Belange haben zum Entwurf  eine
Stellungnahme abgegeben.

In den Stellungnahmen wurden durchweg Hinweise gegeben, die lediglich zu redaktionellen
Anderungen gefiihrt haben (s Anlage 1B).

Erneute Beteiligung der betroffenen Offentlichkeit

Ohne die Grundzige der Planung zu berthren, wurde der Bebauungsplanentwurf fir die
Grundstiicke Heidereiterweg 24 bis 26 vorbehaltlich der Zustimmung durch die
Stadtverordnetenversammlung geandert. GemaR § 4a Abs. 3 Satz 4 BauGB ist die
Einholung der Stellungnahmen auf die von der Anderung oder Erganzung betroffene
Offentlichkeit sowie die beriihrten Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange zu
beschranken.

Es sind keine Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange von den Anderungen des
Bebauungsplanentwurfs berihrt.

Die von der Anderung des Entwurfes wegen der direkten Nachbarschaft betroffenen 11
Grundstiickseigentimer sind um ihre Stellungnahme zur Anderung gebeten worden. 5
Eigentiimer haben eine Stellungnahme abgegeben.

Die Veranlasserin der Anderung des Entwurfs der Planung bedankte sich dafiir.

Die vier anderen Eigentiimer lehnen die Anderung aus unterschiedlichen Griinden ab.

Von den vier Eigentumern, die sich gegen die Anderung der Planung in der
Betroffenenbeteiligung ausgesprochen haben, sind zwei von lhnen unmittelbar betroffen.
Ihre Grundstiicke liegen an den Langsseiten und sind den zu erwartenden Bel&stigungen
durch zusatzliche Wohneinheiten und ihren Zufahrten direkt ausgesetzt. Die Bewohner der
an den Schmalseiten angrenzenden Grundstiicke sind lediglich mittelbar davon betroffen.

Da sich die Ausgangssituation auf dem Grundstick Heidereiterweg 26 durch eine
Grundsticksteilung geandert hat und die Argumentation mit der aulRergewdthnlichen
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GrundstticksgrofRe von 80 m nicht mehr zutreffend ist, kommt dieses Grundstiick fir die
Anderung nicht mehr in Frage.

Fur die anderen beiden Grundstlicke ist die Argumentation der sehr schmalen Grundstiicke
und der notwendigen ErschlieBung fiir eine zweite Wohneinheit in der zweiten Reihe
nachvollziehbar. Aus diesen Grinden wird auch fir diese Grundstiicke die Planung nicht
geéandert.

Auf den sehr schmalen Parzellen der Nachbarn sind zuséatzliche Stellplatze sowohl unter
stadtebaulichen Gesichtspunkten als auch unter Berticksichtigung nachbarlicher Anspriiche
nicht vertretbar.

Die Belange der betroffenen Nachbarn werden in der Summe hoher gewertet als der Belang
der Eigentiimerin, eine zweite Wohneinheit in der hinteren Baureihe bauen zu kdénnen.

Im Ergebnis der Abwagung wird der Entwurf der Planung nicht geéandert (s. Anlage 1C).

9. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. I, S. 2414), zuletzt
geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013, (BGBI. | S. 1548)

Baunutzungsverordnung (BauNVO), Verordnung tber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S.132), zuletzt gedndert durch Art. 1 des
Gesetzes vom 11. Juni 2013, (BGBI. | S. 1548)

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) in der Fassung vom 17. September 2008 (GVBI.
1/08, S.226), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 29. November 2010 (GVBI.
I/10, Nr. 39)

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90), Verordnung Uber die Ausarbeitung der
Bauleitplane und die Darstellung des Planinhaltes vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S.
58, zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22 Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)
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Anhang

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Die Zwischentberschriften (kursiv) sind nicht Gegenstand der Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung

Nutzungsbeschrankung im WR

1. Im reinen Wohngebiet sind ab einer Entfernung von 30 m von der
Stral3enbegrenzungslinie und innerhalb der Flachen ABCDA und EFGHE nur
Wohngebaude zulassig.

Mal3 der baulichen Nutzung

Hohenbegrenzung fur zweigeschossige Gebaude

2. Bei baulichen Anlagen mit zwei Vollgeschossen darf die Traufh6he héchstens 3,5 m,
die Firsthohe hochstens 8,0 m und die Hohe der FuRRbodenoberkante des ersten
Vollgeschosses héchstens 0,7 m Uber der Hohe der Grundflache des Hauptbaukdrpers
auf dem Baugrundsttick liegen.

Hohenbegrenzung fur dreigeschossige Gebaude

3. Bei baulichen Anlagen mit drei Vollgeschossen darf die Traufhéhe hdchstens 7,0 m,
die Firsthbhe hdchstens 11,0 m und die Hohe der FuRbodenoberkante des ersten
Vollgeschosses hochstens 0,7 m Uber der Hohe der Grundflache des Hauptbaukdrpers
auf dem Baugrundsttick liegen.

Bauweise/ Uiberbaubare Grundstiicksflache

Zulassige Hausformen und Gebaudeléangen

4, In den Gebieten mit festgesetzter abweichender Bauweise a sind die Gebaude mit
seitlichem Grenzabstand als Einzelhduser oder Doppelhduser zu errichten. Die Lange
der Einzelhduser darf 14,0 m, die von Doppelhausern 20,0 m betragen, gemessen
entlang der stra3enseitigen Baugrenze.

Uberschreitung der Baugrenze

5. In der als Gemeinbedarf festgesetzten Flache fir die Kindertagesstatte darf die hintere
Grenze des vorderen Baufeldes und die vordere Grenze des hinteren Baufeldes auf
dem Grundsttick bis zum 1. Obergeschoss um jeweils 5 m Uberschritten werden.

Ausschluss von Stellplatzen und Garagen

6.  Stellplatze und Garagen sind nur auf den Uberbaubaren Grundsticksflachen zulassig.
Innerhalb der nicht Uberbaubaren Grundstiicksflachen kann von der straf3enseitigen
Baugrenze bis hochstens 30,0 m von der StralRenbegrenzungslinie je Baugrundstick
ein Stellplatz zugelassen werden.
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Festsetzungen zum Schutz der Umwelt

StralRe Am Wald

7. Die Unterbauung der StraBe Am Wald mit Ver- und Entsorgungsanlagen ist nicht
zulassig. Die Befestigung der Planstrale 1 ist nur in wasser- und luftdurchlassigem
Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlassigkeit wesentlich mindernde
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen
sind unzulassig.

Befestigung von Wegen und Zufahrten

8. Im reinen Wohngebiet ist eine Befestigung von Wegen und Zufahrten nur in wasser-
und luftdurchlassigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlassigkeit
wesentlich  mindernde  Befestigungen  wie  Betonunterbau, Fugenverguss,
Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulassig.

Baumpflanzungen auf Grundstiicken

9. Je angefangene 300 m2 Grundsticksflache ist ein groRRkroniger Laubbaum mit
mindestens 16 cm Stammumfang zu pflanzen. Bei der Ermittlung der zu pflanzenden
Baume sind vorhandene Baume anzurechnen, sofern sie den oben genannten Vorga-
ben zu Art und Qualitéat entsprechen. Es wird die Verwendung von Baumen der
Pflanzenliste empfohlen.

Ortliche Bauvorschriften
Dachform

10. Im Plangebiet durfen nur Sattel-, Walm- und Tonnendacher verwendet werden.

Dachneigung

11. Im Plangebiet dirfen bei Hauptgebauden Dacher mit mehr als 25 m2 Flache eine
mittlere Neigung von 30 Grad nicht unterschreiten.

Doppelhauser

12. Doppelhauser sind mit einheitlicher Dachform und Dachneigung auszuftihren.

Dachfarbe

13. Bei Hauptgebauden sind geneigte Dachflachen mit einer GréRe von mehr als 25 m
Flache mit roten, braunen oder ausnahmsweise mit anthrazitfarbenen Dachsteinen zu
decken.

2

Dachgeschoss

14. Auf den iiberbaubaren Grundstiicksflachen mit der Festsetzung 1I° und 111 ist das
obere zuldssige Vollgeschoss als Dachgeschoss auszubilden. Dachgeschosse im
Sinne dieser Festsetzung sind Geschosse, die auf mindestens zwei
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gegenuberliegenden Seiten durch geneigte Dacher mit einer Dachneigung von
hdchstens 50 Grad begrenzt sind.

Uberschreitung des seitlichen Mindestgrenzabstandes

15. Im Reinen Wohngebiet dirfen Hauptgebaude nur im Abstand von mindestens 4 m zu
den Grundsticksgrenzen errichtet werden.

Hinweise ohne Normcharakter

Artenschutz

Vor Durchfuhrung von BaumalRnahmen ist zu prufen, ob die artenschutzrechtlichen

Verbotsvorschriften des 8 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG 2209) fur

besonders geschitzte Arten gemaR § 7 Abs. 2 Nr. 13 b BNatSchG eingehalten werden.

Andernfalls sind bei der jeweils zustandigen Behorde artenschutzrechtliche Ausnahmen (8§

45 Abs. 7 BNatSchG) einzuholen. Hieraus kdnnen sich besondere Beschrankungen fir die
Baumaflnahmen ergeben (z.B. hinsichtlich der Bauzeiten).

Munitionsschutz

Da sich das Plangebiet laut Stellungnahme des Kampfmittelbeseitigungsdienstes im
kampfmittelbelasteten Gebiet befindet, ist vor Ausfihrung von Erdarbeiten eine
Munitionsfreiheitsbescheinigung einzuholen.

Niederschlagswasser

Niederschlagswasser ist entsprechend 8§ 54 Abs4 BbgWG zu versickern, soweit keine
Verunreinigung des Grundwassers zu besorgen ist. Es sollte auf den Grundsticken
versickern, auf denen es anfallt.

Pflanzliste

Zur Begrunung der Baugebiete wird die Verwendung folgender Baumarten empfohlen:
Stieleiche Quercus robur

Traubeneiche Quercus petraea
Hangebirke Betula pendula
Eberesche Sorbus aucuparia
Walnuss Juglans regia
Obstb&ume veredelte Hochstamme
Hainbuche carpinus betules

-32-



	1.   Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches
	2.    Anlass und Erfordernis der Planaufstellung
	3       Ausgangssituation
	3.1    Stadträumliche Einbindung
	3.2    Historische Entwicklung
	3.3 Bebauungsstruktur
	3.4 Nutzungsstruktur
	3.5 Gemeinbedarfseinrichtungen
	3.6 Grün- und Freiflächen
	3.7 Natur und Landschaft
	Geologie, Boden
	Wasserhaushalt
	Klima, Luft
	Pflanzen und Tiere
	Landschaftsbild

	3.8  Verkehrliche Erschließung
	3.9 Ver-  und Entsorgung
	3.10 Eigentumsverhältnisse
	3.11 Planungsrechtliche Situation
	4   Planungsbindungen
	4.1    Landes- und regionalplanerische Vorgaben
	4.2    Flächennutzungsplan

	5 Planungskonzept
	5.1 Ziele und Zweck der Planung
	5.2 Städtebauliches Konzept

	6.   Begründung der Bebauungsplanfestsetzungen
	6.1 Art der baulichen Nutzung
	Reines Wohngebiet
	Flächen für Gemeinbedarf
	Grundflächenzahl
	Zahl der Vollgeschosse
	Höhe der baulichen Anlagen

	6.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	Bauweise
	Überbaubare Grundstücksflächen
	6.4 Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen

	6.5 Erschließung
	Straßenverkehrsflächen und Erschließung
	Ver- und Entsorgung

	6.6   Grünflächen, Erhaltungs-und Pflanzbindungen, Schutz des Bodens
	Befestigung von Wegen, Zufahrten und Verkehrsflächen

	6.7 Festsetzungen zur Gestaltung

	Mit der textlichen Festsetzung TF15 ist vom Recht der Gemeinde Gebrauch gemacht worden, durch örtliche Bauvorschriften andere als die nach § 6 Abs. 5 BbgBO vorgeschriebenen Abstandsflächen festsetzen. Die größere Tiefe der Abstandsflächen wird insbeso...
	6.8  Nachrichtliche Übernahmen
	Bodendenkmale
	Pflanzliste
	7.1 Auswirkung auf die vorhandenen Nutzungen
	7.2 Auswirkung auf den Wohnungsmarkt
	7.3 Auswirkungen auf die Wohnfolgeeinrichtungen
	7.4 Auswirkungen auf die Ver- und Entsorgung
	7.5. Verkehrliche Auswirkungen
	7.6 Auswirkungen auf Natur und Umwelt
	7.7 Finanzielle Auswirkungen

	8. Verfahren
	8.1 Verfahrensübersicht
	8.2 Ergebnisse der Beteiligungsverfahren
	Frühzeitige Bürgerbeteiligung
	Frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
	Mit Schreiben vom 26.11.1996 wurden die Träger öffentlicher Belange zum Entwurf des  Bebauungsplans Nr. 25 „Eigenheimsiedlung Ravensbergweg“, Teilgebiet 1 beteiligt. Es haben 7 Träger öffentlicher Belange Stellungnahmen abgegeben. Im Rahmen der  öffen...


	Beteiligung der Öffentlichkeit
	Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange
	Die von der Änderung des Entwurfes wegen der direkten Nachbarschaft betroffenen 11 Grundstückseigentümer sind um ihre Stellungnahme zur Änderung  gebeten worden. 5 Eigentümer haben eine Stellungnahme abgegeben.
	Die Veranlasserin der Änderung des Entwurfs der Planung bedankte sich dafür.
	9. Rechtsgrundlagen

